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1 Zweck der Untersuchung 

I n der westdeutschen Bildungsökonomik wird se i t längerem 

diskutiert, welchen Ei nfluß die Lenkungs- und 

F i nanzierungsmodal itäten der Hochschulen auf deren 

Le istungsfähigkeit ausüben. Diese Frage ist unter mindestens 

zwei Rücksichten interessant : In der Bundesrepublik 

Deutschland - und so auch in allen anderen hochentwickelten 

Ländern - sind die t:niversitäten Großorganisationen, die 

wirtschaftliche Güter (Pe rsonal und Sachen} in beachtlichem 

,\usmaß zur Errei chung ihre r Aufgaben einsetzen; ob dieser 

Einsat z optimal ist, ode r wenigstens: ob er nicht übermäßig 

viele Mittel verschwendet, sollte schon angesichts des 

Wertes der e i ngesetzten Güter untersucht werde n. 

t:ntersuchenswert i s L das Problem aber auch deshalb, weil die 

Aufgaben der Universität - wissenschaftliche Ausbildung und 

Forschung - die Grundlagen für den Woh lstand der Nat ionen, 

sowohl den mater iellen wie den immateri ellen (wie Freiheit, 

Rechtsicherheit) schaffen . 

Die wissenschaf tliche Diskussion in der Bundesrepublik dreht 

s i c h um zwei Schwerpunkte : einmal um das Gegensatzpaar 

''Staat liche Hochschul en , staatlich finanzi ert, versus 

Private Hochschulen, privat finanzier t '' und um di e 

Produktionsfunktion der Univers i tät. Die Arbeiten z ur 

Produktionsfunktion versuchen, die quantitat iv gemessene 

~ittelverwendung der Universität in einen funktional&n 

Zusammenhang mit der ebenfalls quantitativ gemessenen 

Leistung der Universität in Lehre und Forschung zu setzen; 

das Konzept der Produktionsfunktion setzt dabei, wie in der 

wi rtschaftswi ssenschaft gefo rder t , bereits Effizienz 

(Abwese nhei t von faktorverschwendung) 

betreffende Litera t ur ist zum größten 

voraus . Die 

Teil 

den Ube rsi chtsartikeln) e mpirisch (s. dazu 

uod die dort zitierte Literatur). 

( abgese hen von 

BRINKMANN 1981 
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übe rwiegend theoretisch dagegen sind die Arbeiten, die dem 

anderen Schwerpunkt der wissenschaftlichen Diskussion 

zuzurechnen sind: Entweder behaupten sie, daß nur das reine 

Marktmodell (private Universitäten, d ie sich durch die 

Zahlungen ihrer Benu tzer aus deren Privatvermögen und 

Privateinkommen fi nanzieren ) z ur optimalen Allokation der 

Ressourcen fü hre (s.LITH 1983; WOLL 1984, S. 273-3 10, 

insbesond ere S . 302- 307); oder sie halten dagegen, daß die 

notwendigen Bedi ngungen für das Funkti onieren des 

Marktmodells im Hochschulsektor nicht erfüllt seien : Bildung 

und Forschung hätten große positive externe Effekte, das 

uns ichere Ergebnis von Forschungs- und Bildungsbemühungen 

ve rhindere ihre Finanzierung über den Kapitalmarkt oder aus 

privatem Einkommen und Vermögen (s. dazu DRI NKMANN 1989). 

Empirische Untersuchungen exakt zum zweiten Proble mkrei s 

gibt es nicht; es gibt nur Nachweise, daß die privaten 

Universitäten in den USA, die in der westdeutschen Literatur 

gelegentlich als Beweis für das Funktionieren des 

Marktmodells angeführt we rden , sic h aus den gleichen Quellen 

finanzieren wie die staatlic he n, nämlich aus öffent lichen 

und privaten, und daß die staatlichen Quellen einen 

beträchtlichen Anteil des gesamten Finanzbedarfs decken (s. 

dazu PFAFF 1985) . Außerdem darf vermutet werden, daß wohl 

de r allerkle inste Teil der Studiengebühren in den 

Vere inigten Staaten von Amerika von den Studenten selbst 

aufgebracht wird; wenn nicht Stiftungen e inspringen, werden 

überwiegend wohlhabende Eltern ihren Kindern die Gebühren 

schenken. 

Zu den beiden Schwerpunkten der wissenschaftlichen 

Diskussion ist in jüngerer Zeit vor allem von Politike rn und 

Journalisten ein dritter Schwerpunkt beigesteuert worden: 

Auch die staatliche n Hochschu len sollten in Konkurrenz 

z ueinander trete n, um so eine optimale Allokation de r 

Ressourcen zu erreichen. Die geäußerten Vorstellungen sind 
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vage; häufig wird jedoch postuliert, daß der Wettbewerb sich 

auf die Auswahl der Studenten, die Lehrlei stungen und die 

Forschungsleistungen erstrecken solle, woraus auch eine 

un t erschiedliche ~itteldotierurig der Universitäten 

resultieren würde. 

Die Arbeiten zu a llen drei Schwerpunkten der Diskussion 

berücksichtigen so gut wie nicht die insti t utionellen 

Gegebenheiten, innerhalb deren die Univers i täten arbei t en, 

und deren Ent s cheidungsprozesse. Diese be i den Faktoren 

jedoch besti mmen meiner ~einung nach, welche Ressourcen die 

Univers i tälen erwerben und wie sie diese in ihre Produkte -

Lehre und Forschung - transformieren. ~enntni sse übe r diesen 

weithin unbekannten Zusammenhang zu erlangen war der Zweck 

des kleinen Forschungsprojektes, über das hier berichtet 

wird. Es vergleicht die Finanzierungs- und 

Lenkungsmodalititen von zwei Univers i täten in der 

kanadischen Provinz British Columbia (University of British 

Columbia in Vancouver und Simon Fraser University in 

Burnaby, das zur Stadtagglomeration von Van'couver gehört) 

mi t denen der ~niversität-Gesamthochschule-Siegen im 

westdeutschen Bundes land ~ordrhein-Westfalen. Die 

Informationen über d i e institut ionellen Gegebenheiten der 

Uni versitäten werden den einschlägigen Dokumenten entnommen; 

über die Entscheidungsprozesse an der lini ve~sität­

Gesamthochschule-Siegen berichte ich aus meiner Erfahrung 

als Professor dieser Hochschule, als oftmal i ges Mitglied des 

Fachbereichsrates des Fachbereichs 

"Wi rtschaftswissenschaften" , a.ls Angehöriger vieler 

Kommissionen , . schließlich als Dekan { 1978 - 1979) und 

Prodekan (1977 - 1978) meines Fachbereichs. Kenntnisse über 

die Entscheidungsprozesse an den beiden kanadisc hen 

Uni versitäten habe ich durch Interviews gewonnen, die ich 

während eines Forschungsaufeftthaltes in Vancouver mit 

Professoren und Administratoren der beiden Hochschulen i m 

Herbst und Winter 1989 geführt habe; außerdem habe ich als 



Besuche r an zwei Senatssitzungen der l niversity of British 

Columbia teilgenommen. Am nächsten kommt di,ese 

Vorge hensweise einer Fallstudie; wie eine solche will auch 

mein kleines Projekt erste Kenntnisse über ein weithin im 

Dunkeln l iegendes Gebiet verschaffen . 

2 Der institutionelle Rahmen der universitären 

Entscheidungsprozesse in Britisch- Kolumbien und 

Kordrhein- Westfalen 

2 . 1 Fundor·t und Geist 

Sowo hl die beiden k-anadischen Universitäten (Uni versi ty of 

British Columbia und Simon Fraser University) als auch die 

deutsche ( Universität-Gesamthochschule- Siegen) sind 

slaatliche Institutionen, Einrichtungen der jeweiligen 

Bundesländer British Columbia und Nordrhein-Westfalen. Trotz 

dieser Gemeinsamkeit unterscheiden sich die institutionellen 

Rahmenbedingungen der beiden Hochschulsysteme tiefgreifend 

voneinander, weshalb ein Vergleich sinn- und reizvol 1 ist. 

Die grundlegende Bestimmung der rechtlichen Gegebenheiten 

geschieht für d i e kanadischen Universitä ten durch den 

''University Act '' von British Co lumbia in der Fassung vo n 

1979 [im folge nden abgekürzt mi t ''UA'') , geschieht für die 

deutsche Universität durch das "'Gesetz über die 

wissenschaftlichen Hochschulen des Landes Nordrhein­

Westfalen" in der Fassung vom 20. 10 . 1987 (WissHG). -

Schon ein flüchtiger Blick auf die beiden Gesetzestexte 

zeigt tiefgreifende Unterschiede zwischen ihnen: Der 

kanadische Text besteht aus 89 Paragraphen, der deutsche aus 

144, von denen allerdings inzwisc hen einige gestrichen sind. 

Die Zahl der Wörter in den beiden Gese tzen zu zählen, war zu 

aufwe ndig, aber nach einer überschlägigen Rechnung enthält 

der aktue lle deutsche Text mindestens viermal so viele 
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wörter wie der kanad ische. Diese Differenz in einer 

Äußerlichkei t spiegel t durchaus eine Differenz im Geist ßer 

Gesetze wider: Das kanadische is t knapp; lißt den 

Un iversitäten Freiräume, indem es viele Dinge einfach nlcht 

erwähnt; is t von präziser Sprache. Das deutsche Gesetz ist 

weitschwei fig; ~egelungswütig, indem es viele Din•e enthält, 

die im kanadischen Gesetz nicht vorkommen; ist von 

u npräziser Sprache. Vorschriften im kanadische n Gesetz zum 

Beispiel werden durchweg mit dem ~orte ''shall'' bezeichnet, 

im deutschen Gesetz d agegen stehen sie meistens Lm 

Indikativ, und der ist kein Imperativ. 

Man ve rgle iche zum Belege der vorstehenden Behauptunge n die 

Vorschr iften Uber die Aufgaben der Universitäten. Die 

ei nsc hlägigen Bestimmungen des kanadischen Gese t zes lauten: 

''Functions and duties of university 

46. Each university shall, so far as and to the full 
e x tent which its resources from time to time permit, and 
subject to Part 12, 

(a) establish and maintain colleges, schools, institutes , 
faculties, departments, chairs and courses of 
instr·uction; 

( bl provide i nstruction in all branches of. knowlcd~e ; 

(c) establish facilities for the pursuit of origi nal 
research in all branches o f knowledge; 

Cd) establi sh fellowships, scholarships, exh ibitions, 
bursaries, prizes , rewards and pecuniary and other 
aids to facilitate or encourage proficiencr in the 
subjects laught in the university and original 
research in all branches of knowledge; 

( e) provide a program of continu i ng education in ~LL 
academic and cul tural fields throughout t he P rovince; 
and 

( f) ge nerall y , promote a nd carry on the work of • 
universitt in all its branches, through t h ft 



cooperative effort of the board, senate and other 
const ituent parts of the univers ity'', 

Di e einschl ägigen Bestimmungen des westdeutschen Gesetzes 

lauten i n Auszügen: 

"§ 3 Aufgaben 

(ll Die Hochschulen dienen der Pfl ege u nd Entwicklung 
der Wissenschaf ten durch Forsc hung, Lehre und Studium. 
Sie bere ite n auf berufliche Tätigkeiten vor, die die 
Anwend\rng wisssenschaftlicher E.rkenntnisse und 
wi ssenschafatlicher Me t hoden erfordern. Sie fördern den 
wi ssenschaftliche n Nac hwuchs. Die Sätze 1 bis 3 g e lten 
für die Kunst entsprechend, soweit sie zu den 
Hochschulaufgaben gehört. 

( 2) „. 
(3) Die Hochschule n dienen dem weiterbi l denden Studium 
1ind beteiligen sich an Veranstaltungen der 
Weiterbildung. S i e f ördern die Weiterbildung ihres 
Personals. 

( 4) „. 
( 5 ). „ . 

(6) „. 

( 7 J „. 

( 8) •.. " 

''§ 6 Studien r eform 

7 

(1) Die Hochschulen nach § l Abs.2 haben die ständige 
Au fga be, im Zusammenwirken mit den anderen Hochschulen 
und d en zuständ igen staatlichen Stellen Inhalte und 
Formen des St udi ums im Hinblick auf d ie Entwicklungen der 
Wissenschaft und der Kunst, d ie Bedürnisse der 
beruflichen Praxis und d ie notwendigen Veränderungen i n 
der Berufswe l t z u überprüfen und wei terzuentwickeln. Die 
Studienreform soll unter Berücks ichtigun g der Ziele der 
§§ 5 u nd 80 gewährleisten, daß 

1 . die Studieninhalte im Hinblick auf Veräriderungen i n 
der Berufswelt den Studenten breite berufliche 
Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen, 

2. die Formen der Lehre und des Studiums den methodischen 
u nd didaktischen Erkenntnis~n entspreche n, 
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3 . die Studenten befähigt werden, Studieninhalte 
wissenschaftl ich selbständig zu erarbeiten und deren 
Bezug zur Praxis zu erkennen, 

J . d ie Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Hochschulabschlüsse gewährleistet und die ~löglic hkeit 
des Hochschulwechse ls erhaiten bleibt und 

5. das Studium innerhalb der Regelstudienzeit 
abgeschlossen werden kann . 

( 2) . „ 

( 3) .. . „ 

"§ 96 Aufgaben der Forschung 

8 

Die Forschung dient der Gewinnung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse sowie der wissenschaftlichen Grunctleg ung und 
Weiterentwicklung von Lehre und Studium. Gegenstand der 
Forschung sind unter Berücksichtigung der 
Aufgabenstel l ung der Hochschule alle wissenschaft lic hen 
Bereiche sow ie die Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse in der Praxis e inschließlich der Fo lgen, d ie 
sich aus der Anwendung wissenschaftlicher ~rkenntnisse 
ergeben können.II 

De r kanadische Text über die Aufgaben der ~niversitäLen ist 

vollständig zitiert worden, der d e utsche dagegen auch bei 

den erwähnten Paragraphen (außer bei § 96) nur in Auszüge n. 

Außerdem gehören zur Bestimmu ng der Universitätsaufgaben im 

WissHG ~och die Paragraphen 4 , 5, 7, 97 und 98, die ich 

nicht zitiere, ei nerseits , weil der Raum n icht a usreicht, 

andererseits, um die Geduld des Lesers nicht übcrmißil zu 

strapaz i eren. Die Groteske , die das deutsche Gesetz 
„ 

dars tellt, dürfte auch so zu erkennen sein; ihren Gipfel 

erreicht sie in dem Versuch, eine Legaldefinition der 

Forschung zu liefern (§ 96) . 

2 . 2 Die Rolle der ~niversität als ganzer 

Be ide Gesetze enthalten Aussa gen ode r Vorschr ifte n über d i e 

Universi tät als ganze ; sie können in zwei Klas sen eingeteil t 
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werden: Aussagen oder Vorschriften über die Ziele der 

Universitä t ei ne r seits; andere rseits Aussagen und 

Vorsc hri fte n übe r die r ec htliche Stellung der Universität 

sowie über ihre da r a us he rrührende n Rechte und Pflichten . 

Die Vorschriften ü ber di e Zie le de r Uni versität habe ich 

bereits im vorigen Abschnitt zitie r t, hier konzentriere ic h 

mi ch auf die rechtliche Stellung der Universität. Die 

Unive rsitäten in Britisc h-Kolumbien sind Körperschaften, das 

heißt unabhängige Einrichtungen . Das gesamte Personal ist 

von der j eweiligen Universität beschäftigt(§ 3 UAJ, diese 

bestimmt die Anzahl , das Ei nkommen und die Pension aller 

ihre r Angestellten in eigener Verantwortung. Jede 

Unive rsität kann Eige ntum erwerben und ~e räußern, 

Gege nständ e und Land pachte n, Schulden aufnehmen und 

verzi nsen(§ § 47-55 UA) . Die Uni versität e n erhalte n 

Finanz mittel von der Provinzregierung, die einerseits für 

Gebäudei nvestitionen, andererseits für l aufende Kosten 

bestimmt sind. über die Verwendung der Mittel für die 

laufenden Kosten kann die Universität frei entsche iden, sie 

i st ausdrücklich nicht an irgendwelche wei teren 

Zweckbestimmungen gebunden (§§ 69 f.UA). 

Oie Universitäten i n Nordrhein-Westfalen sind Körperschaften 

des öffent lic hen Recht s und zugleic h Einrichtungen des 

La ndes . Als Körpe r schaften, das hei ß t als unabhäng ige 

Einrichtungen , haben sie ihre Aufgabe n i n Selbstverwaltung 

zu erfüllen; als staatlic he Einrichtungen haben sie a uch 

staatliche Angele genheiten zu erfüllen ( § 2 Abs.l und- z 

WissHG) . Hierbei unterstehen sie der Fachaufsicht des 

~inisters für Wissenschaft und Forschung, das heißt: Sie 

sind eine nachge ordnete Behörde dieses Ministers (§ L07 Abs. 

1 Wi ssHG). Staatliche Angelege nheiten sind die 

Personalverwaltung; di e Haushalts- und 

Wirtschaftsangelegenheiten, so fern diese die Mit tel 

betreffen, die den Universi täten vom Land z u r Verfügung 

geste llt werden; d i e Krankenverso r gung; von den akademi sc hen 
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Angelegenheiten die Ermittlung der Ausbildungskapazität und 

die Vergabe von Studienplätzen sowie sch ließlich die 

Aufgaben der Beruf sb ildung nach dem Berufsbildungsgesetz (§ 

107 Abs .2 WissHG}. Entsprec he nd die s em Katalog steht das 

Personal der Hochschulen nic ht im Dienst der Hoc hschule n, 

sondern des Landes !§ 2 Abs.3 Wi ssHGI, was un ter a nderem 

bedeutet, daß die Universitäten über die Menge ihres 

Pe rsonals nicht entscheiden und keinen Einfluß auf dessen 

Entlohnung haben. Entsprechend diesem Katalog kann die 

ei nz elne ~niversität in Nordrhe in-Wes tfalen über die 

Verwendung der ihr zugewiesenen Mittel (auch sofern diese 

für laufende Kosten vorgese hen sind) nicht frei entscheiden, 

vielmehr treffen diese Entsc heidung zum größten Teil der 

Minister für Wl ssenschaft und Forschung und der Landtag; den 

Universitäte n ist nur ei n sehr kleiner Spielraum überlassen . 

Als Angelegenhei ten der Selbstverwaltung bleiben den 

Universitäten in Nordrhein-Westfalen in wirschaftlicher 

Hinsicht die Verwaltung ihres Körperschaftsvermögens, 

anderersei ts Forschung und Lehre. über die Selbstständigkei t 

in Forschung und Lehre spreche ich im nächsten Abschnitt; in 

bezug auf die Verwaltung des Körperschaftsvermögens kann 

z umindest die Universitäl Siegen keine Selbständigkeit 

e ntfalten, we il sie kein Körperschaftsvermögen besitz t. Dem 

Erwe rb von sol chen Vermögen hat das Hochschulgesetz auch 

hohe Hürden in den Weg gestellt: Es kann nur durch d i e 

Spenden von Privatpersonen (natür lichen oder rec h tlichen) 

e ntstehen, d i e der Universität ausdrücklic h als KörpeTschaft 

eine Zuwendung machen (sonst fallen sie in das Eigentum des 

Landes ); in der Bundesrepublik jedoch sind Spenden an 

Universitäten kaum üblich, und wenn sie schon gemacht 

werden, kennen die Spender in der Regel den Unterschied 

zwischen Land u nd selbständiger Körperschaf t nichL, so daß 

die Spenden dem Land anheimfallen. 
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Der Vergleich zwischen Britisch-Kolumbien und ~ordrhein­

Westfalen zeigt also in bezug auf die Ste llung der 

Universität als ganzer bei einer Geme insamkeit tiefgreifende 

Untersc hiede: In beiden Systemen werden die Universitäte n 

ganz überwiegend von de m jeweiligen Bundesland finanziert. 

Dennoch ist in Briti sch-Kolumbien die Universität eine 

unabhängige Körpe rschaft, die über die ihr zugewiesenen 

Mittel frei verfügen kann (sie ist lediglich an die 

Aufteilung des Geldes in Gebäudeinvestitionen und 

Betriebsausgaben gebunden); die Univers ität ist in bezug auf 

die ihr zugewiesenen Mittel eine nachgeordnete Behörde des 

Ministers für Wissenschaft und Forschung in Nordrhein­

Westfalen, die so gut wie keine eigenen Befugnisse bei der 

Verwendung der Mittel besitzt . Im westdeutschen Bundesland 

sind sogar gewisse akademische Angelegenheiten, die dem 

Gesetz nach generell der Universität als Körpersc haft 

zufallen und damit von dieser zu verwalten sind, zu 

staatlichen Aufgaben erklärt worden {Ermittlung der 

Ausbildungskapazität und Vergabe von Studienplätzen), so daß 

nicht die Universität über sie entscheiden kann . Solche 

Vorschriften sind i n Kanada unbekannt. 

2.3 Die Rolle des Staa~es 

Ileide Gesetze enthalten ßestimmungen über die Rolle des 

Staates i n den Universitäte n, wobei der Staat mit 

verschiedenen Namen eingeführt wird: in Britisch-Kolumbien 

als n Lieutenant Governor'', 0 Minister'' 1 "Universities 

Council'', ''Province"; als ''Minister für Wissenschaft und 

Forschung", "Fachminister", "Land" in Nordrhein-Westfalen. 

Im Cniversi ty Act von Britisch-Kolumbien wird die Rolle des 

Staates gegenüber den Universi täten ganz überwiege nd ei ner 

rnstitution zugewies.en, die i m Herbst und Winter 1989 

abgeschafft war: dem Universities Council. Desse n Rec hte und 
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Pflichten sind nach Auskunft me iner Interviewpartner auf das 

für die Hochschulen zuständ i ge Minister ium der Provi nz 

überge1angen, und deshalb mache ich i m folg e nden keinen 

Un terschied zwischen Mi n is terium und Counc il , wie ich auc h 

a uf dessen - nun j a obso l ete - Struktur nicht ei nge he. 

Die wicht i gs te Aufgabe des Staates nach dem Universi&y Act 

besteht darin, die Haushaltsplanentwürfe der Universitäten 

entgegenzunehmen, zu koordinieren und die finanziellen 

Mittel, die die Provinz den Cni versi täten insgesamt zur 

Verfügung stellt, auf diese zu verteilen C§ 69 f UAJ. Dabei 

ist ausdrücklich festgehalten: 

''but a unive rsi ty is not required to u se opcrating grants 
allocated to a un iversi ty for any particular aspect of 
its operations '' 1§ 69 .f. UAl . 

Weite r muß der Staat der Einrichtung neuer Fakultäten und 

Studienprogramme, die mit einem akademischen Grad 

abgeschlo ssen werden, zustimmen(§ 69 el; er hat Standards 

für die Cniversitätsgebäude aufzustellen 1§ 69 il; er hat 

Bewertungsprozeduren für Abteilungen, Fakultäten, Insti tute 

und Programme einzurichten 1§ 69 o UAJ; Land darf von den 

Cn ivers itäten nur mit Zustimmung des Staates verkauft werden 

1§ 29 UA); die Rec hnungslegung der Universität ist vom 

Rechnungsho f der Provinz z u prüfen(§ 32 UA) . Ausdrücklic h 

ist dem Staat v e rbo ten sic h einzumischen in {shall not 

i nterfere in) 

" (a) the formulation and adoption of academic policies 
and standards; 

<bJ the establishment of standards for admission and 
graduation; and 

lc) the selection and appointment of staff'' (§ 70 UAJ . 

Ei ne wichtige Au fgabe des Staates besteht schließlic h darin , 

von den 15 Mitgli edern des ''Board of Governors '', dem e ine 

bedeutende Stellung In den Entscheidungsprozessen d e r 
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~niversi tät zugewiesen ist (s . 4 bschn i t t 2 . 4 . 1), acht zu 

ernennen, wobe i allerdings zwei aus solchen Personen 

ausz uwählen sind , die von der Alumni Associat ion no minie rt 

worden s ind (§ 19 UAl; d ie übr igen Mitglieder des Boards 

werden unabhängig vom Staat d u rch d i e Uni ver s i tä t bestimmt. 
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Das ''Gesetz über d ie wissenschaftlichen Hochschulen des 

Landes Nor drhe in- Westfalen'' vermittelt dem Leser den ersten 

Eindruck über die Rolle, die es dem Staat in den Hochsc hulen 

zuweist, durch die Häufigkeit, mit welche r der Begriff 

"~linlster fü r Wissenschaft und Forschung " in ihm vorkommt: 

Es gibt nur wenige Paragraphen , i n denen dieses Wort nicht 

ersche int ; im Leser setzt sich d e r Eindruck f est, daß es 

öf Ler verwandt wird als der Beg r i ff "Hoc hschule '' oder 

'' Univers ität '', Der exz essi ve n Be nutzung de s Wo rtes 

entsp r ich t durchaus die starke S t e l lung, die d e m Staat in 

den Universitäten durc h das Hochschulgesetz z ugewiesen wi r d: 

Insofern sie staatl iche Aufgaben zu e r füllen haben (s . den 

vorhergehenden Abschnitt 2 . 2), sind sie nachgeordnete 

Behörden der Ministerialbürokratie, deren Fachaufsi c ht und 

deren Weisungen unterworfen . Aber auch in den akademischen 

Angelegenehe ite n , sofern sie nicht zu St aa t s aufgaben erklärt 

worde n s ind (Ermit tlu ng der Aus bi l dungskapazität, Vergabe 

von Studienplätzen: § 107 Abs . 5 WissHG) hat die 

Mi nisterialbürokratie nac h d e m Hochschulgesetz in alle n 

Entsche i dungsprozesse n ein e ntscheidendes Gewicht . Dazu 

einige Bel ege : Der Er l aß, die Änderung und die Aufhebung von 

Prüfungs- und Studienordnungen bedürfen der Gen ehmigung des 

.'finisters für Wissenschaft und Forschung ( § 108 Abs . 1 

WissHGI; die Errichtung, Änderung und Aufhebung von 

Fachbereichen , wissenschaftlichen Einr ichtungen und 

Betriebse inheiten; die Einführung, Änderung und Aufhebung 

von Studiengä ngen bedürfen der Gen e hmigung ( § 108 Abs . 2 

WissHG J. Die Hoc h schu len haben die ständige Au fgabe , in 

Zusammenarbe it mit d e n zustln d ige n staatlichen Stellen 

Stu d i e nreform zu be trelben (§ 6 Abs.1 WissHG). Die 
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Hochschulen können im Einvernehmen mit dem Minister 

Reformmodelle erproben(§ 6 Abs.2 WissHG). Uber die 

Vorschläge für di e Wahl des Rektors ist der Ninister für 

ro/ issenscha t't und Forschung 1·ech tze i t i g zu un terr i e h ten; er 

ernennt de n Rektor·; <§ 19 Abs . 3 und 4 Wi ssHGl, wie er a uc h 

den Leiter des Rec henzentrums ernennt (§ 311 Abs . 2 WissHG l. 

Über die weitgehenden Rechte der ~inisterialbürokratie in 

den medizinischen Einrichtungen der Universität schweige ich 

(§§ 37- 45 WissHGJ . Der Kanzler , Leiter der 

Hochschulverwaltung und Beauftragter für den Haushalt mit 

unbegrenzter Amtsdauer, wird von der Landesregierung 

ernannt ; die Hochschule hat lediglich ein Vorschlagsrecht 

(§ 47 Wi ssHG). Art und Umfa ng der Aufgaben eines Professo rs 

werden vom Minister fiir rvissenschaft und Forschung 

f'e stgeleg t ( § 48 Abs. 4 WissHG), wie er a uch die Professoren 

beruft, ohne dabe i a n die Re i henfo l ge gebunden zu sein , 

welche die Hochschule vorschlägt 1§ 50 Abs. 1 WissHGl. Der 

.'fini s ter für Wissenschaft und Forschung wird ermächtigt, den 

Vmfang der Lehrtätigkeit des wissenschaftlichen Personals 

festzulegen ( § 6la Abs . l WissHG l . De r Minister regelt die 

Bezeichnung der Diplomgrade (§ 93 Abs . l WissHGl, also eine 

eminent akadem ische Angelegenheit . Genug der Beispiele. 

Vergleicht man d ie Regelungen d es kanadi schen Gesetzes über 

die Ro lle des Staa tes ln den Un i vers itäten mit de ne n des 

westdeutsc he n, zeigL sich, daß der Geist der beiden kont r ä r 

zue i nander ist: Der Univers ity Act von Britisch-Kolumbien 

ist darum bemüht , die Machtbefugni sse des Staates in aen 

Vniversi titen, obwohl diese von ihm errichtet und 

unterhalten werden, streng zu begrenzen und die 

Selbstständigkeit der Universität als einer Körperschaft 

nicht anzutasten. Kennzeichne nd für diesen Geist ist der 

weiter vorn zitierte § 70 UA, i n welchem dem Staat 

ausdrücklich verboten wird, sic h i n d ie akademischen 

Angelege nheiten der Universität e i nz umische n. Das Gesetz 

über d i e wisse nschaftiche n Hochschulen des Landes Nordrhein-
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Westfalen dagegen ist darum bemüht, die Rechte, die der 

Universität als ei ner Körpers~ haft zustehen, möglichst 

elnzuschränken oder abzuschaffen und sie auf d ie 

Mi n ister ialbürokratie zu übert rage n. Nach dem Gesetzestext 

ist kaum z u s ehen, in welcher Hinsicht die 

wissenschaftl iche n Hochschulen des Landes No r d r hein­

Westfalen den Status einer unabhängig en Körperschaft haben, 

vielmehr muß man urteilen, daß sie nac hgeordnete Behörden 

des Ministers für Wissenschaft und Foschung sind . Das Gesetz 

würde deshalb besser den Namen tragen "Gesetz zur 

Entmündigung de r wissenschaftl ichen Hochschulen und zur 

Ermächtigung des ~inisters für Wissenschaft und Forschung''. 

Dem Unt e rschied in der ~acht, we l c he das jewe i l ige 

Hochschu lgesetz de r Mi n isterialbürokratie zuweist, 

entsprich t de ren ~m fang und damit der Ressourcenverbrauch : 

In Kordrhein-Westfalen besteht das Ministerium für 

Wissenschaft und Forschung aus 67 Referaten, deren jedes 

seinerseits aus einem Referenten und weiterem nachgeordneten 

Personal sich zusammensetzt. Die Referate sind in 11 

Gruppen, gele i tet von je einem leitende n Ministerialrat, 

diese in fü n f Abte i lungen, geleitet von j e einem 

Ministeri a ldirigente n , zusammengefa ß t. Die Le i tung dieses 

bürokrat ischen Apparates besteht a us dem Staatssekretär und 

dem Minister, denen j eweils wiederum Personal zugeordnet ist 

(nac h de m Organisati o nsplan des Ministe ri ums , Stand vom 10 . 

März 1986 ). Nach de m Haushaltsplan für das Jah r 1988 

bestanden für Be amte 106 Planstellen des höheren, 82 des 

gehobenen, 10 des mittleren Dienstes; h i nzu kamen 117 

Stellen für Angestellte, von denen neun dem höheren Dienst 

zuzurechnen waren . Die Personalausgaben des Ministeriums 

waren insgesamt au f 23,95 Mio. DM veranssc hlagt. 

Das Min i sterium de r kanadisc hen Pro vi nz Briti sc h- Kolumbien , 

das au ße r für die Hoc hschulen a uc h f ür die be r uf sbildenden 

Schu l e n nach dem Absc hluß der Hig h School zustä ndig ist, 

! 
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besteht aus 20 Referaten, die, anders als die westdeutschen, 

jeweil s nur mi t einem Referente n u nd einer Sekretär in 

besetzt sind . Die Leitung der Bürokrat ie beste ht aus dem 

Mini ster, d e m eine Sekretärin s owie ein Assi stent mit 

Sekretär in zugeordne t ist, e ine m Deputy Minister 

und zwe i Assistent Deputy Mi n iste rs mit jeweils einer 

Sekretärin ; es umfaßt also etwa öO Personen. Auch wenn man 

bedenkt, daß das Hochschulsystem von Britisch-Kolumbien 

erheblich kleiner ist als dasjenige von Nordrhein-westfalen, 

,;ird man diese Tatsache kaum als ausreichende Begründung fü r 

den erheblichen Größenunterschied der beiden ~inisterien 

ansehen können; vielmehr dürfte der Zentralismus des 

we stdeutschen Systems den Umfang der Ministerialbürokrati e 

verurs a cht haben. Denn jeder Zentral i s mus - gleichgültig , ob 

i m Staat , im Mil itär, in politi schen Parteie n, in 

Privatunte rnehmen - erzeugt a n der Spitze d er 

Entscheidungshierarchie e ine Verwaltung, die , vergl i chen mit 

den Aufgaben, die das System i nsgesamt zu lösen hat, ähnlich 

überdimensioniert i st wie ein Wasserkopf im Vergleich zu 

einem gesunden Kopf . 

2.4 Die interne Struktur der Hochschulen 

Beide Hochsc hulgesetze sc hrei be n de n Un iversitäten e ine 

i nte rne St ruktur vor, welche d i e En tscheidungsbefugnisse , 

die den Universitäten i nsgesamt zur Verfügung stehe n, auf 

bestimmte Einric htungen v e rteilen . 

2 . ~.l Die interne Struktur in Britisch-Kolumbien 

Der University Act von Britisch- Ko l umbien sieht als 

hoch schulinterne Entscheidungsins t i t utio nen vor : 

- de n Board of Gcivernors, 



- den Senat, 

- die Fakultäte n , 

- den Präsidente n . 

Ober den Board of Governors bestimmt das Ge s e t z : 

"The management, administration and control of the 
propert y , revenue, business and a ffairs of the 
univers ity are vested in the board'' (§ 27 VA) , 
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also, zusammengefaßt: Über alles, was mit Geld 

zusammenhängt, hat der Board zu entscheiden. Das Gesetz 

nennt ausdrückl i ch einige Entscheidungsgebiete, betonend, 

daß die Aufz ä h lung n i cht erschöpfe nd ist, unter anderem die 

Ernennung de s Pr ä sidenten der Un iversität, d er Dekane der 

Fakultäten, der Professoren , die Bes t i mmung i hrer Pflichten 

und die Fe stl egung ihres Ge haltes ; die Ve rabschiedung des 

vom Präsidente n vorgeschlagenen Hausha ltsplanes der 

Universität; die Festsetzung der Studiengebühren; die 

Bestimmung der maximalen Studentenzahlen ( mit Zustimmung des 

Senates} (§ 27 L'A). 

Die Zusammense tzung des Boards ist im Ges etz genau geregelt: 

Er besteht a u s 15 ~itgliedern, nämlic h 

dem Kanzle r; di es ist elne Ehre nposition, o hne weitere 

Befugn i sse außer der Mitgliedscha ft im Senat; sie wird von 

der Unive rsitätsversammlung bese t z t, die aus dem 

Präsidenten , dem dann gewählten Kanzler , dem Senat, "den 

Professoren und allen Graduierten der Universi tät besteht; 

- dem Präsidenten, 

- z ,;ei Professoren , die a.us und von de n Professoren gewählt 

we rden, 

' 
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acht Personen, die von der Regierung ernannt "'erden, z"'ei 

von ihnen müssen aus den Vo rschlägen der ehemaligen 

Studenten (Alumni Associat ion) a usgewählt werden, 

- zwei Studenten, die vom S tudentenverband gewählt werden, 
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- zwe i Ange stellten (Nicht-Professoren), die aus und von den 

Angestellten gewählt werden (§ 19 UA). 

Dem Gesetzestext nach ist der Board sehr einflußreich; es 

bleibt zu prüfen, welchen Einfluß er tatsächlich ausübt ( s. 

Abschnitt 3) . 

Uber den Senat bestimmt das Gese tz: 

"The acade mic governance of the university ist. vested in 
the senate" ( § 36 UA.J. 

Als Beispiel der akademischen Angelegenheiten werden 

genannt : die akademischen Standards für die Zulassung von 

Studenten; die Prüfungsbedingungen für akademische Grade; 

die Benennung der Prüfer. 

Auch die Zusa mmensetzung und Wahlprozedur des Senats is t im 

Gesetz genau geregelt ; er sol l bestehen aus dem Kanzler, dem 

Präsidenten als Vorsitzendem; dem Vizepräsidenten für 

akademi sche Ange l egenheiten; den Dekanen der Fakultäten; dem 

Bibliotheksdirektor; mindestens zwei Professoren jeder 

Fakultät und im übrigen soviel Professoren, daß ihre Zahl 

doppelt so hoch ist wie diejenige der bisher genannten 

Mitglieder, alle gewählt von den Fakultätsmitgliedern; 

Studenten, gewählt aus der Studentenvereinigung, so, daß 

ihre Zahl den Verwalt11ngsmitgl i edern im Senat entspricht 

(vom Kanzler bis zum Bi bl iotheksdi rektor}; vier Personen, 

die nicht Fakultätsmitglieder sein dürfen, gewählt von der 

Universitätsversammlung ; vier Personen, ernannt von dor 



19 

Regierung; sofern es der Univer sität angeschlossene Colleges 

gibt, a us je einem Mitglied d i eser Institut io ne n (§ 34 UAl . 

Die Be s t immungen des Gesetz es über die Fakultäte n sind se hr 

kurz : Vorsitzender ist der De kan 1§ 38 UA}. Sie ha be n un t er 

ande r en die Aufgabe, die Kurse des akademischen Unterric ht es 

festzu legen; d i e akade mische n Prüfer zu bene nnen ; alles zu 

behandeln , was Board oder Senat i hnen zuwe isen. Die 

vielleicht wichtigste Vorschrift lau t e t, daß die rakultäten 

die Regeln ihrer Sitzungen selbst aufzuste llen haben (§ 39 

UA) . 

Ube c· de n Präsidenten bestimm t das Gesetz: 

The president ... " s ha ll bc t he chief executive o f fice r 
a nd shal l generally superv i se and direct the academic 
work of the uni versity '' 1§ 56 UAJ. 

Durch diesen kur zen Satz werden im Amt des Präsidenten die 

bisher getre nnt ge halten en finanz i elle n Aufgaben der 

Universität (zu s tändiges Entscheidungsgremium ist der Boardl 

und die a kademischen (zuständiges Entscheidungsgremium ist 

der Senat ) zusammengeführt : Für be ide Aufga benbereiche ist 

der Präsident zus t ändig . En tspr e chend ist e r Mitglied des 

Boar d s (von dem er ge wä hlt wird}, Mi tglied und Vorsitzend er 

des Senats, Mitglied aller s t ä ndigen Ausschüsse d es Senates , 

Mitgl i ed jeder Fakultä t ( § 60 UAJ. In Hinsicht a u f die 

f i na nzie l l en Aufgabe n sch reibt das Gesetz unte r anderem vor , 

daß der P r äsident in Zu sammenarbe it mit dem dafür 

eingerichteten s tändigen Senatsausschuß den Haushaltsplan 

der Universität vorbereiten und dem Boar d vorlegen muß <§ 59 

Abs . 2 UA). In Hinsicht auf die akademi s che n Aufgaben 

bestimmt das Gesetz unter anderem , da ß der Präsident 

Ernennunge n und Abberufunge n a l l er Angestellten der 

Unive rsitä t empfehlen ka nn; daß er Fakultätssitzungcn 

einbe rufen kann(§ 56 Abs . 2 ). 
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De r Universi ty Act von Br iti sch-Kol umbie n sieht also d rei 

Be schlußgremien vor : Board , Senat, Fakultät; und zwe i 

e n t scheidende Ve rwalLungsposi tionen: Präsiden t und De kan. 

Von vornhere i n ist z u ve r mu ten , daß die dauerhaft von 

hauptamtlichen Inha be rn besetzten Verwaltungspo si tionen 

gegenüber den nur sporadisch tagenden Gremie n i n den 

Entsche idungs p rozessen ei n Übergewicht habe n werden. Dies 

ist später zu prüfen (s . Abs c hnitt 3) . 

2.4.2 Die inte r ne Struktur in Nord r hei n- Westfalen 

Das Ges etz über d ie wissensc haftlichen Hoc h sc hule n d e s 

Landes Nordrhe i n- Westfa l e n sieht als universitäts interne 

Entscheidungsinstitu tionen vor: 

- den Rekt or, 

- das Rektorat , 

- de n Senat , 

- den Konve nt, 

- den Dekan , 

- den Fachberei c hsrat, 

- d e n Kanz le r . 
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Über den Rektor besci mm t das Hochschulgesetz , daß e r die 

Hochschule nach auße n ve rtritt; daß er das Ha usrecht ausübt 

( § 19 Abs. 1 und 2 WissHG ); daß er Vorsitze nder des Re ktorats 

i st ( § 20 Abs. 5 Wi ssHG ). Er wi rd vom Konven t gewählt ü nd vom 

Minist er ernannt (§ 19 Abs.4 und 5 WissHG). Seine Amtszeit 

beträgt 4 Jahr e . Wiederwahl i s t zulässig (Abs . 31 . 

Das Rektora t l eitet die Hoc hsc hule; es beste h t aus dem 

Rektor, drei Pro r ektoren und dem Kanzler. Die Prorekto r en 

we rden vom Konve nL a uf d ie Daue r von vie r J a h re n gewählt. 

Eine wichtige Aufgabe des Rektora.tes ist die Ver t eil ung der 



Mittel, sofern si~ · nicht durch das Mi nister i um verteilt 

werden 1§ 103 Abs.l WissHG). 
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Der Kanzler wird von der ' Landesregierung ernannt; die 

Hochschule hat ein Vorschlagsrecht 1§ 47 Abs.3 WissHG) . 

Seine Amtszeit ist unbegrenz t , wi rd in der Regel also nur 

dur.ch Pensionierung beendet. Er leitet d i e 

Hochschulverwaltung und ist Beauftragter für den Haushalt (§ 

47 Abs.1 und 2 WissHG). Diese letzte Bestimmung bedeutet, 

daß der Haushaltsvoranschlag vom Kanzler aufgestellt wird (§ 
102 Abs.2 WissHG) u nd daß über die Ver t eilung der Stellen 

und Mittel i n der Hochschu le vom Rektorat nicht gegen die 

Stimme des Kanzlers entschieden werden kann !§ 103 Abs.l 

WissHG). Diese Bestimmungen machen den Kanzler zur 

mächtigsten Person im Rektorat; da er außerdem e in Geschöpf 

des Kinisteriums ist, kann er als dessen Agent in der 

Universität bezeichnet werden. Natürlich bleibt zu prüfen, 

wie ein individueller Kanzler seine institutionelle Macht 

benutzt. 

Uber den Senat bestimmt das Gesetz: 

''Der Senat ist für solche Angelegenheiten in Forschung, 
Lehre und Studium zuständig, die die gesamte Hochschule 
oder zentrale Einrichtungen betreffen oder von 
grundsätz licher Bedeutung sind'' 1§ 21 Abs.1 WissHG). 

An derselben Stelle werden d i e wichtigsten 

Zuständigkeitsgebiete genannt, ich hebe hervor: Errich tung 

und Aufhebung von Fachbereichen; Einrichtung von 

Sonderforschungsbereichen; Berufung von Professoren. Die 

meisten der in § 21 genannten Angelegenheiten allerdings 

werden abschließend vom Minister für Wissenschaft und 

Forschung entschieden (s. Abschnitt 2.3). Auch in Nordrhein­

Westfalen ist die Zusammensetzung und Wahlprozedur des 

Senats durch das Gesetz geregelt. Dem Senat gehören an der 

Rektor als Vorsitzender, sieben Professoren, zwei 

, 
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wissenschaftliche Mitarbeiter, zwei Studenten, ein 

nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter (§ 21 Abs . 2 WissHG). 

Anders als in Kanada und auch anders, als es in Deutschland 

früher üblich war, gehören die Dekane dem Senat nicht an . 

Wahrscheinlich in der Absicht, die Dekane und damit die 

Fachbereiche zu entmachten, ist diese Regelung von der 

Ministerialbürokrat i e im Gesetzgebungsverfahren durchgesetzt 

worden . Diese r Tendenz entspricht auch, daß es weniger 

Stellen für Professoren im Senat gibt als Fachbe r eiche an 

der Unive~sität -Gesamthochschule -Siegen vorhanden sind ; die 

Repräsentanz der Fachbereic he im Senat ist auch hierdurch 

schwerwiege nd ges tört. 

Der Konvent hat die Aufgabe , auf Vorschlag des Senats den 

Rektor und auf dessen Vorschlag die Prorektoren zu wähl e n . 

Er ist ähnlich wie der Senat zusammengesetzt(§ 23 Wi ssHG ). 

Die Fachbere iche sind die organisatorischen Grundeinheiten 

der Hochschule<§ 25 Abs.l WissHG), welche die Aufgaben der 

Hochschule zu erfüllen haben (Abs.2), unbeschadet der 

Zuständigkeiten der zentralen Hochschulorgane . Der Dekan 

führt die Geschäfte des Fachbereichs (§ 27 WissHG) und ist 

Vorsitzender des Fachbereichsrates, des Beschlußgremiums des 

Fachbereiches (§ 28 Abs.1 WissHG ) . Die Zusammensetzung des 

Fachbereich srates ist im Gesetz geregelt: Er besteht aus dem 

Dekan , dem Prodekan mit beratender Stimme, sieben 

Professoren, zwei wissenschaftlichen Mitarbeitern, zwei 

Studenten und einem nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter (§ 

28 Abs . 2 WissHG), von den jeweiligen Gruppen im Fachbereich 

gewählt(§ 28 Abs .3 WissHGJ. 

Liest ma n nur die Bestimmungen des Gesetzes über den 

Fachbereich , erhält man den Eindruck, daß seine Stellung i n 

der Hochschule sehr stark ist: Er hat die Aufgabe n der 

Unive r sität z u erfüllen und hat deshalb die Macht, al l e 

notwe ndige n Entscheidungen zu treffen. Das Gesetz se l ber 
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schränkt jedoch die Entscheidungsbefugnisse des Fachbereichs 

entscheidend durch die weitgehenden Vollmachten ein, die es 

dem Minister für Wissenchaft und Forschung und dessen 

Agent en in der Hochschule, dem Kanzler, einräumt, außerdem 

durch die eben dargestellte ungenügende Repräsentanz der 

Fachbereiche als solcher im Senat. Die Empirie muß zeigen, 

ob es überhaupt noch Entscheidbngen gibt, die der 

Fachbereich eigenständ i g treffen kann (s Abschnitt 3 ). 

2.5 zus ammenfassender Vergle i ch bei der Systeme 

Der University Act von Britisch-Kolumbien ist darauf 

bedacht, den Univers itäten, obwohl sie vom Staat errichtet 

und z um größten Teil finanz i ert werden, Unabhängigkeit vom 

Staa t z u sichern und dessen Befugni s se in den Universitäten 

strikt z u begrenzen. Das Gesetz über die wissenschaftlichen 

Hochs c hulen des Landes Nordrhe i n-Westfalen ist darauf 

bedacht, den Unive~sitäten, die wie in Britisch-Kolumbien 

vom Staat e r r i chtet und zum größten Te il finanziert werden, 

möglichst v i el Selbständigkeit zu nehmen und auf die 

Ministerialbürokratie zu übertragen. Innerhalb der 

Hochschulen ist in Nordrhein-Westfalen die stärkste Fi1ur 

der Kanzler; e i nmal, weil er, auf Lebensze it von der 

Landesregierung e r nannt, den nur auf Zeit gewählten 

Repräsentanten der Universität gegenübers t eht; dann, weil er 

die Hochschulverwaltung leitet; schließl i ch, weil er 

Beauftragter des S t aates für die Staatsaufgabe 

''Haus haltsführung'' ist. De r Kanzler kann aus a ll d iesen 

Gründen al s Agent der Ministerialbürokratie in der 

Universitä t angesehen werden; se i ne ~ähe zur Bürokratie und 

seine Ferne zu den Aufgaben der Univers ität - Lehre und 

Forschung - wi r d dadu rch verstärkt, daß er die Befähigung 

zum Richteramt ode r zum höheren Verwaltungsdi enst besitze n 

muß, d.h., abgese hen von Professoren der Rec h t swissenschaft , 

n i cht aus dem Kreis der Professoren ausgewähl t werden kann 
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und, soweit ich weiß, in Nordrhein- Westfalen bisher auch 

niemals aus dem Krels der Professoren aus~ewählt worden ist. 

Die institutionelle Vorherrsc haft der Ministerialbilrokratfe 

in den Hochschul e n des Lande s Nordrhein-Westfalen wird 

durch den Kanzler person e ll abgesichert. Die s~ärkste Figur 

i n de n Univers itäten vo n Briti sch- Kolumbien ist der 

Präsident : In . seinem AmL werden die akademisc hen Aufgaben 

und die ökonomischen Angelegenheiten der Universität, für 

die zwei voneinander unabhängige, nur sporadisch taqende 

Beschlußk3rperschaf~en zuständig sind, zusammengefaßt. Die 

Amtszeit des Präsident.eo ist begrenzt, er kann jedoch 

wiedergewählt werden . Da er u nabhängig von der 

Ministerialbürokrati e von ei nem Gremium der Hoc hsc hule 

gewä h lt wird und da er in de r Re gel aus dem Kreis der 

Professoren stammL (häufig alle rdi ngs von einer a nderen 

Uni versität k o mmend ), kann er nach außen als Agent der 

Hochschule angesehe n werden, der ihre insitutionelle 

Unabhängigkeit gegenüber anderen Gewalten, speziell 

gegenüber der ~inisterialbürokratie , personell absichert. 

3 Die En tscheidungsprozesse 

3 . 1 Widmung einer vakant gewordenen Pro fessorenstelle 

An der Uni versi tät-Gcsamthochschule-Siegen wu t•de z um E~ndc 

des Wintersemesters 1988/89 durch Emerit ierung eine C4 -

Professur für Volkswirtschaftslehre vakant. Rechtzeil:ig, 

entsprechend § 51 Abs.2 WissHG, hatte der Fachbereichsrat, 

obwohl die Stelle zwischen Volkswirtschafts- und 

Betriebswirtschaftslehre heftig umkämpft war, dem Rektorat 

einen Ausschreibungstext zur Wiederbesetzung der Professur 

durch einen Volkswirt vorge legt. Ges tützt auf§ 51 Abs . 1 

WissHG 



"Bei Wiederbesetzungen prüft das Rektorat, ob . . . die 
Stelle einem anderen Fachbereich z uge wiesen ... werden 
soll'' 

?" - ~ 

H&b das Re k t orat s eine Absic ht kund, die ~ tell e de m 

Fac hbe r e ich Wirtschaft swissen schaften zu entz iehen und e i nem 

tec hnische n Fachbe reic h zuzuweise n; das Rekto r at , vertrete n 

durch Rektor und Kanz l er, verteidigce d i e s en Pl an vor dem 

Fachbereichs rat, wobei es sich allen Argumenten der 

Fachbereichsratsmit~lieder, die vor allen Dingen die 

wftc hsenden Studentenzahlen in den Wirtschaftswissenschaften 

und die zur Vertretung eines Faches notwe ndige Mindestzahl 

von Professo r en he rangezogen, u nzugäng lich zeigte . Der 

Kanz l er wa r, obwohl es sich um eine r e i n akademisc he 

Angelegenheit handelte , an de n Diskussionen mi ndestens so 

stark beteil igt wi e de r Re ktor. Entgegen den Vo r sc hrift e n 

des Gesetze s 

'' Soll ... die Ste lle einem ande r e n Fachbe r eich zugewiesen 
werden, beschl i eßt hierüber der Senat nach Anhörung der 
betroffenen Fachbereiche" (§ 51 Abs . l WissHGl 

machte das Rektor at jedoch keine Anstal ten , die 

Angelegenheit dem Senat vorzulegen. Die Stelle wurde vakant 

und blieb vakant, o bwo h l das Gesetz dem Min ister erlaubt, i n 

einem s o l chen Falle di e Stelle von sich aus z u besetzen(§ 

50 Abs. 1 Wi ssHG) . Etwa 9 Mo na t e nach de r Diskussion mit de m 

Rekto r at wurden vier Ve r treter des Fachbere ichsrates in das 

Rektor at geladen, wo die alten Argumente zwisch en den alten 

Kontrahenten ( die Prorektoren ha be n s i ch an der Disk~ssion 

kaum beteiligt) von neuem ausgetaus c h t wurden . An der 

Sitzung des Rektorates nahm allerdings auch der für Siegen 

zuständige Referent des ~inisteriums fü r Wissenschaft und 

Forschung teil ; obwoh l er nicht vie l sagte, wurde durch die 

ganze Atmosphär e klar , daß die Entscheidung bei ihm liege 

und daß er d i e Meinung von Kanzle r und Rektor teile . Der 

Fachbere ichsrat hörte da nn we iter - trotz gelege ntlic her 

~achfrage n - nichts von der Arigelegenhe i t, sie wu rde auch 

' 
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nicht a uf die Tagesordnung des Se nate s gesetzt. Uber ein 

Jahr, nachde m die Stelle vakant geworden war, wurde dem 

De kan mitgete il t , daß sie dem Fachbereich n ich t e n tzoge n 

würde, we i l der t ec hn ische Fachbereich, de m sie zugedac h t 

war, sie nic h t me hr beans pruche. Informel l war z u e rfahren , 

daß der techn ische Fachbe r e ich den in Au Rsicht qenomme ne n 

Kandi daten nun endgültig n icht gew i nne n kön ne und daß, we il 

dies b i she r un sic her gewesen s ei, die Angelegenheit so lange 

in der Schwebe gehalten worden se i . 

Der Vor g a ng läßt sich so zusamme nf a ssen: Kanzler und Rektor, 

gedeckt durch das Ministerium für Wi sse nschaft und 

Fo r sc hung , bes chl ießen , dem Fachbereich 

Wi rtschaft sw issenschaften e ine fre i werdende Stelle z u 

e ntzie hen und diese einem t e chnischen Fac hbereich 

z uzuweisen. Da der in Au s sicht genommene Ka ndidat noch ni c ht 

zur Ve rfügung steht, wird d ie Entsche i dung über das Vor habe n 

über Gebühr gegen den Wort l a ut des Ge s etzes hinausgezögert ; 

als d e r Kand i dat endgültig absa gt, wi r d - nach etwa 1 1/2 

Jahren - die Stelle den Wirtschaftswissenschaften belassen . 

Deren Argumente haben in dem gesamte n Vorgang nicht die 

ge r i ngste Rolle gespielt; daß de r Se nat dem vom Ministe r ium 

be fürworte ten Vorsc h lag des Rektora t es f o l gen würde, wurde 

niemals und vo n n iema ndem be z we i felt, was sicherlich auch 

daran liegt, daß d ie Deka ne i m Senat nicht vertrete n si nd 

und deshal b nic h t dessen entscheidende . Bank bilden können, 

gege n die keine Beschlüsse möglich sind . Hätte der Se na t 

wi der Erwart en n icht zugestimmt, dann - so die allgemei ne 

Obe r zeugung - hätte das Ministerium allein die Stelle 

umgewidmet. In dem geschilderten Fall war also an der 

~nivers ität-Gesamthoehschule-S i ~gen die Vormachtste ll ung von 

Kanz ler und Ministerium nicht nur Gesetzesnorm, s o ndern auch 

Wi r klich ke it. Entgegenste he nde Gesetzesvo r schrlftftn wu r de n 

ignoriert. 



Exakt gleiche Entscheidungssituatione n wie die an der 

Universität-Gesamt hochschule-Siegen komme n i n Britisch­

Kolumb i e n n i cht vo r , weil es an de ~ dortige n Hochschulen 

keine Planste llen i m deutsc he n Si nn f ür Profe s soren gibt: 
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Stellen, die i m Ha usha l tspl a n der Universi tät , unabhängig 

von ihrer Bese tzung, a l s die Zeit e n überda ue rnd ausgc.,.iesen 

sind. Alle Personal kosten gehören vi elmehr zu den ''operating 

costs '', und diese "'erden den Universitäten ungegliedert -

nicht an bestimmte Zwecke gebunden - von der 

Provi nzregierung zur Verfügung gestellt; die z.,.eckbestimmung 

der Mittel obliegt der Universität . So wird bei jeder 

fre~werdenden Ste l le von neuem überleg t , ob sie 

"' iederbese tzt werde n soll; es wird dauer nd überlegt, ob neue · 

SLel l e n ei nge r ich t e t werden so ll e n; s elbs t Ste l le n mit 

Tenure (ei ne r Garantie für Da ue rbesc häf t i g ung f ür den 

aktue lle n I nha be r) s ind vor eine r Aufl ösung nicht völlig 

geschützt : Bei mangelnder Nachfrage nach d em betreffenden 

Fach kann auch e in Professor mit Tenure entlassen werden, 

und dies ist in der jüngeren Vergangenhe it an der 

University of British Columbia und an der Simon Fraser 

University durchaus vorgekommen . 

Tn alle n ge nere llen Personalübe rle gungen (Ne ueinrichtung von 

Stellen, Wi e de rbesetzung mit ode r o hne Urnwidmung, 

Absc haffung) seien ( so meine Gesp räc hspart ner) in aller 

Regel a lle i nte ressierten Per~onen und I ns t i t utionen 

involvier t : d i e Pro fessoren ei nes Departments 

(Unterglied~rung der Faculty nach Fächern) ; der Head des 

Departments; d e r Dekan der Faculty; der Vi ce ?resident 

Academic und der President . Bei all dies en Vorgängen gehe 

die Initiative meistens von den Profess oren eines 

Departments aus; der Head sei gewöhnlich be r eits an den 

informellen Ge sp r ächen beteiligt. Hätten d ie Professoren des 

Departme nts ei ne En tscheidung getr"offe n , müsse der Head den 

Dean gewi nne n; dieser den Preside n t u nd Vice PresidenL . Sehe 

irgend jemand i n dieser Kette Schwie r i gke iten voraus, bemUhe 
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e r sich, den nächst Höheren bereits in die informel~e n 

Ube rle g ungen einzubezie he n. Vor allem wenn es um 

Mittelkürzungen und Stellenstreichungen gehe, könne der 

Proze ß auch vo n der Spitze der Hierarch ie seine n Ausgang 

ne hmen . Nur wenn eine Einric htung i m allgemeinen Urteil der 

t:niversit.ät den akademischen Standards nicht genüge oder 

wenn sie keine Nachfrage von Studenten habe, werde sie mit 

einem Diktat konfrontiert. Alle funk tionierenden 

Einr~chtungen dagegen befänden sich in einem Prozeß des 

kollektiven ~ushandelns, in dem die Macht durchaus 

gleichmäßig verteilt sei . Dies liege daran, daß der Head 

eines Depatments auf seine Professoren angewiesen se i, der 

Dean auf die Heads sei ne r Departments, der President auf die 

Deans seiner Fakul täten und weil es keine Institution mit 

absoluter letz ter Entscheidungsmacht gebe. Der Board of 

Governors, der nach dem University Act eine solc he Macht 

habe, sei in Wirkljch keit und in der Regel ejn Gremium, das 

den Vorschlägen des Präsidenten zustimme. Sei dies nicht 

mehr der Fall , müsse ein neuer Präsident gesucht werden. Es 

wurde allerdings beton t, daß Ausnahmen von dieser 

allgemeinen Regel des Aushandelns dann gemacht würden, wenn 

die Universität und damit der Präsident, d er letztlich den 

Haushalt verantworte, mit beträcl'ticben Mittelkün:ung e n 

durch die Provinzregierung kon frontiert werde , wie es i m 

letzten Jahrzehnt der Fall gewesen sei: Durc h d as Kassieren 

frei werdender Stelle n und durch die ~ ic htverlängerung von 

Teilzeitvertriigen, die fast immer zeitlic h begrenzt seien, 

versuche der Präsident , die Ausgaben den gesunkenen 

Einnahmen anzupassen; die Departments und Faculties hätten 

angesichts solcher Umstände nur eine schwache 

Verhandlungsposition . 

In bezug auf die Einrichtung, Abschaffung und Umwidmung von 

Professorenstellen ist an den beiden untersuchten 

l;nivers itäten von Britisch-Ko l umbien die 

Verfassungswirkli c hkei t a lso anders als die~ Verfa.ssungsnorm: 
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Nach dem University Act haben der Präsident und der Board of 

Governo rs d ie überragenden ~achtpositio nen inne; in 

Wirklichkeit jedoch üb t der Board e ine ehe r zeremonielle 

Rolle aus, während die Macht zwischen Präsident, Deans , 

Heads und Professoren geteilt ist, mit eine m deutlichen 

Vorteil zugunste n der Professoren und der Depar t ments, 

abgesehen von Situa tionen allgeme i ner Mittelkürzung, die den 

Präsidenten in eine sehr starke Stellung bringen. 

3 .2 Berufung und Festanstellung von Professoren 

Die Universitätsprofessoren i n Britisch- Kolumbi en, wje auch 

ln ganz Nordamerika, werden nach der Stellung in ihrer 

Karrie re e i ngeteil t i n Assistant, Associate, Fu ll 

Professo rs; im allgemeinen beginnt die Karriere auf der 

zuerst genannten Position, Seiteneinstiege kommen jedoch 

gelegentlich vor . Das Gehalt steigt mit der hierarchischen 

Position . Die"Positionen werden nach der Dauer der Verträge 

eingeteilt in solche mit Tenure und solche ohne Tenure; 

diese sind zeitlich begrenzt, jene nicht und damit im 

allgemeinen unkündbar. In der Regel haben die Full 

Professo•S Tenure, die Assistant Professors nicht, dle 

Assoc iate Professors erhalten während i hrer Verweildauer 

entweder einen zeit l ich unbegre nzte n Vertrag oder müsse n 

aussche ide n. An beiden untersuch ten kanadischen 

Univers itäten kommt es selten vor, daß Full Professors von 

anderen Universitä ten gewonnen werden, v i elmehr stelle man 

gerade promovierte Wissenschaftler (PhD) als Assistant 

P r ofessors ein, befördert einen Teil von diesen zu 

Assistant, wiederum einen Teil von diesen zu Full Profesors. 

An der Universi ty of British Columb ia scheidet im Departmcnt 

of Economi c s etwa die Hälfte der Ass istant Pro fesso•s wicdrr 

aus , ohne die nächste Karrierestufe z u erre i chen. An der 

Simon Fraser University ist dieser Prozentsatz gerinqe r, 

aber bei we i tem nic h t null. 

• 
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Nach dem ~nivers ity Act (§ 271 hat der Board of Governors 

a uf Vorschlag des Präsidenten d i e Professo r en zu ernennen; 

dieser formell e Vorgang sc hl ießt e i nen länge r e n P rozeß ab, 

der im Faculty llandbook minutiös vorgeschri e ben ist . Das 

Paculty Handbook ist der Tarifve rtrag zwischen der Faculty 

Association, der Gewerkschaft des wissenschaftli chen 

Personals an der jeweiligen Univers ität, und der 

Universität . ~ach diesem Tarifvertrag haben alle oben 

skizzierten Vorgänge auf der Ebene des Departments zu 

beginnen : Der Head of Department hat mit den zuständigen 

Professo ren Beratungen zu führen; zuständ ig sind al le die 

Professore n, dere n Rang gleich oder höher ist als die zu 

besetze nde Position; a us ihrer Mit te soll e n stünd ige 

Ausschüsse gebildet we rden , die mi t Mehrheit beschließen. 

Diese Empfehlunge n, versehen mi t Gutachten auswä rt iger 

Pro fessoren, g ibt der Head an den Dekan seiner Pakultät 

weiter. Dieser prüft mit Hilfe eines ebenfalls ständigen 

Ausschusses die Empfehlungen; e r kann vom Department weitere 

Informationen verlangen, er kann die Empfehlungen mit oder 

ohne Änderungsvorschläge an den Präsidenten weitergeben. 

Hier läuft derselbe Prozeß wie beim Dekan ab, bevor der 

Vorschlag des Präsidenten dem Board of Governors vorge legt 

wird . 

Sowohl an der Uni versity of Brit ish Columbi a als a uc h an der 

Simon Fraser Universität würden, so meine Oesprächspat•tne r, 

die Vorschriften des Tarifv ertrages penibel beachtet~ 

Innerhalb dieses Rahmens komme, was die Berufung, 

Beförde r ung und unbefristete Anstellung von Professoren 

angehe , den Full Professors des jeweiligen Departments der 

weitaus grö ßte Einfluß z u: Sie entsch ieden, wer überhaupt zu 

Vorste llungsvorträgen eingeladen werde, wenn eine Stelle zu 

besetzen sei; sie e n tsch ieden, wer zur Berufung 

vorgesc h lagen werde ( es werde immer nur eine Person 

vorgeschlagen ); sie gäben die Signale an die Assis tant 
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Professors, denen man keinen Dauervert rag anbieten möchte, 

sic h nach einer anderen Stelle umzusehen, so daß relativ 

selte n einem Assistant rrofesssor offiziell die Beförderung 

verweigert werde; sie träfen die Auswah l , wel chen Associate 

Professors die Beförderung zum Full Professor a ngeboten 

werde . Dekan und Präsident hätten in diesem Prozeß vor a llem 

Kontrollfunktionen: Sie prüften, ob die auswärtigen 

Gutachten von renommierten Wissenschaftlern stammten und 

plausibel seien, vor allem angesichts der Publikationsliste 

der Kandidat en. Schlecht begründete ~nträge würden durchaus 

zurückgegeben; es komme aber so gut wie niemals vor , daß 

Dekan oder Präsident von sic h aus Einfluß auf den 

Auswahlprozeß nähmen. Der Board of Governors folg e praktisch 

immer dem Vorschlag des Präside nten. 

Der rechtliche Rahmen für die Berufung von Professoren in 

Nordrhein-Westfalen ist bekannt. In allen Berufungsfällen, 

die ich aus eigener Erfahrung kenne, haben immer die 

Professor en des Fachbereichs die Auswahl der einzuladenden 

Kandidaten getroffen und die vom Gesetz vorgeschriebene 

Dreierliste beschlossen; Fachbereichsrat und Senat haben 

sich auf die Kontrolle der juristisch e inwandfreien 

Durchführung und der Plausibilität der Vorschläge 

beschränkt. Das Mini sterium hat sich s o wo hl an die 

Beru fungslisten als au c h an die Re i henfolge d er Kandidaten 

gehalte n. In eine m Fall hat das Re ktorat v ersuc h t , dem 

Fachbereich Wirtschaftswissenschaften einen Kandidaten für 

eine zu besetzende (neu geschaffene) Stelle zu präseniieren, 

der Fachbereich hat dies als Zumutung zurückgewiesen und 

seine eigenen Kandidaten ausgewählt . Natürlich heißL dies 

nicht , genau so wenig wie in Kanada, daß alle Mitglieder des 

Professorenkollegiums den gleichen Einf luß haben; vielmehr 

gibL es einf lußreiche und einf lußlose unter ihnen, was aber 

hier nic h t das Thema ist. 
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In bezug auf die Bezahlung eines neu zu berufenden 

Professors hat die Universität in ~ordrhein-Westfalen, wie 

in der gesamten Bundesrepubl ik Deutschland, kei ne 

Handlungsmöglichkeiten, diese liegen vielmehr ausschließlich 

beim Wissenschaftsministerium, sind aber auch hier sehr 

stark schematisiert: Nur bei C4-Professoren kann das 

Ministerium Zuschüsse ( deren Obergrenze festliegt) gewähren, 

die von der Anzahl der Berufungen abhängen und davon, ob 

jemand aus dem Ausland oder aus dem Bereich außerhalb der 

Hochschu le gewonnen wird. In Britisch-Kolumbien dagegen 

handelt die Un iversität das Gehalt mit dem zu berufenden 

Professor individuell aus, wobei allerdings die frisch 

promovierten Doktoren (PhDl, die, wie erwähnt , die 

Hauptmenge der Rekrutierten darstellen, eine nur schwache 

Verhandlungspoiition innehaben. 

Passen wir zusammen: Sowoh l in Britisch-Kolumbien als auch 

in Nordrhein-Westfalen kommt in der Verfassungswirklichkeit 

bei der Berufung von neuen Professoren den vorhandenen 

Professoren der entsche i dende Einfluß zu. In Nordrhe in­

Westfalen, wie in der ganzen. Bundesrepublik1 hat nach dem 

Gesetzestext der Minister für Wissenschaft und Forschung 

allerdings das Recht, aus einem Dreierv6rschlag· der 

Universität ohne Rücksicht auf die Reihenfolge einen 

Kandidaten auszuwählen. Aus eigener Erfahrung habe ich einen 

solchen Fall an der Universität-Gesamthochschule-Siegen 

nicht erlebt, jedermann weiß aber, daß sie im deutschen 

Hochschulsystem vorkommen und daß dann meist.ens 

nicht wissenschaftliche, sondern politische Gründe i~ Spiel 

sind. In Kanada hat die Provinzregierung keine rechtliche 

Möglichkeit., a uf den Berufungsprozeß Einfluß zu nehmen. Auf 

die Bezahl~ng der künftigen Pro fessoren hat die UniversLtät 

gar keinen Ei.nfluß in Deutschland, in Kanada dagegen einen 

gr.oßen. Insgesamt gesehen ist also auch auf dem Feld der 

Berufung von . Pro fessoren in Kanada die Selbständigkeit und 

Unabhäng igkeit der Universität größer als in Deutschland. 
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3 . 3 Die Be zahlung von Professo ren 

In Nordrhei n - ~estfal en - wie i m gesamten Bundesgebiet 

werden die Professoren vom Land bezahlt; Höhe und 

Mod~litäten der Bezahlung werden durch Bundesgesetze 

geregelt, so daß überall in der Bundesrepublik die gleichen 

Verhältnisse herrschen. Die Bezahlung eines Professors hängt 

ab von dem Amte , das er innehat IC2 , C3 oder C4); von der 

Dienstaltersstufe, ln der er s i ch befindet; von der Anzahl 

der Be rufungen, wenn er sich in der Stufe C4 befindet; 

sc hlie ßlich von dem Geldbetrag , der diesen Faktoren vo m 

Bundestag (abgesehe n vom Faktor der Berufun,e n ) zugeteilt 

wird . Die regelmäß ig stattf indende Erhöhung des Ge ldbetrages 

ist ebenso wie das Aufsteigen i n den Dienstaltersstufen von 

der individuellen Leistung völli g unabhängig. Vielleicht ma g 

man urteilen, daß die Erringerung eines Amtes und dann 

folgende Berufungen a n andere Universitäten Funktionen der 

individuellen Leistung sind, welche auf diese Weise das 

Einkommen mitbestimmt . Wenn die betreffenden Ereignisse aber 

einmal eingetreten sind, die betreffende Leistung erbrachL 

ist , wL rd das Gehalt weiter bezahlt, gleichgült ig, wie sic h 

der individuelle Pro fessor verhält. Von der l aufe nde n 

Leistung wird das laufe nde Ge halt also n icht beeinf l uß t . 

In Britisch-Kolumbien (wie in ganz Kanada ) werden die 

Professoren von ihrer Universität besoldet; Vnterschi~de 

zwischen den Universitäten im Gehalt der Professoren sind 

deshalb möglich; veröffentlicht werden allerd ings nur die 

durchschnittlichen Gehälter a l ler Professoren, so daß der 

Struktureffekt (Zahlenverhältnis vo n Fu ll zu Associatc Zl• 

Assistant professorsl vom Gelde ffekt nicht zu tre nnen isL. 

Dennoch e inige Zah l en: I m a ka d e mischen Jahr 1988/89 betrug 

das durchs chnittliche J ahresgehalt an der Unive rs ity of 

Toronto 67 .803 Can. Dollar (1. Rangplatz), an der Un ive rsity 
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o f British Columbia 58 . 957 Can. Dollar 11 1. Rangplatz), an 

der Simon Fraser Un ive r sity 58.936 Can . Dollar (12. 

Rangplatz). 
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Bei der Ne ueinste llung ei nes Professors wird sein Gehalt 

zwi schen ihm und der Univer-sität ausgehandelt. Die weitere 

Gehaltsentwicklung , wenn wir- von seinem Aufstieg in der 

Hierarchie der Professorenschaft absehen (s . Abschnitt 3 .2 ) , 

wird einerseits durch den allgemeinen Anstieg, der allen 

Professoren z u gute kommt, wird andererseits durch Zu>1ächse 

nach der Leist ung (merit increments ) bestimmt. Der 

allgemeine Anstieg, meistens in Form von prozentualen 

Erhöhungen, ausgehandelt von der Faculty Association mit dem 

Präsidenten und mi t dem Board of Governors , soll de m 

Tcuerungsausgleich, d er Anpassung an die Reallohne ntwickl ung 

und der Verbesserung oder dem Halten des Rangplatze s unter 

den kanadischen Universitäten dienen. Auch die Höhe der 

Leistungszulage sowie ihre Verteilung auf die Fakultäten und 

Abteilungen wird von Gewerkschaft und Präsident 

ausgehandelt . Die Dotierung der e inzelnen Professoren 

geschieh t an der UBC nach der Diskretion des Deans und des 

Heads; an der SFU werden die Leistungs zu lagen nach e inem 

Punktsystem verteilt , das sich an der wisaenschaft li c hen 

Leistung des einzelne n Pro fessors, festgestellt von einer 

universititsinternen Kommission, ausrichte t . 

An beiden Universitäten ist der Anteil der ''merit 

increments" am Gesamtgehalt eines einzelnen Hochschullehrers 

ziemlich gering . Besonde rs a n der Simon Fraser University 

geht dennoch von diesem Gehaltsbestandteil ein großer Anreiz 

aus, weil v i ele - wenn nicht alle - Professoren sich ärgern, 

wenn ihnen nach dem Punkte system eine nur 

unterdurchschnittliche Leistung bescheinigt wird 

(wahrsc he inlich wl rd die eigantliche Wirkung von der Re i hu ng 

a usge bübt, nicht von der Bezahlung, die jedoc h nötig ist, um 

jene zu r echtfertigen), An der Universi ty of Bri tis h 
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Columbia scheint die Motivationskraft der Leistungszulage 

geri nger zu sein, wahrscheinlic h vor allem deshalb, weil der 

Prozeß der Zuteilung nicht formal an Leistungsmessung 

und -beurteilung gekoppelt ist . 

Fassen wir zusammen: Wie an allen deutschen Universitäten, 

so ist auch an der Universität-Gesamthochschule-Siegen das 

Gehalt eines P rofessor s von seiner aktuellen Leistung 

unabhängig . In Britisch-Kolumbien ist ein Teil des 

Gehaltszuwaches, der aber insgesamt nur einen kleinen Teil 

des Gesamtgehal t es ausmacht, ''merit increment". An der SF~ 

entfalLet dieser kleine Teil ei ne große Moti vationskrafL , 

weil se ine Zute i l u ng an eine formale Leistungsmessung der 

Professoren gebunden ist; weil die se an der UBC fehlt, 

verschwindet hier d ie Motivationskraft des 

Leistungsentgeltes. 

3 . ~ Die Festlegung von Studentenzahlen und Studiengebühren 

ln der gesamten Bundesrepublik Deutschland werden von den 

Hochschulen keine Studiengebühren erhoben. Die Festlegung 

der Studentenzahlen hat das Hochschulgesetz von ~ordrhein­

Wes t falen, wi e erwähnt (s . Abschnitt 2.3), zur Staatsaufgabe 

erklär t 1§ 107 Abs.2 Satz 4 WissHG); demen tsprechend werden 

sie vom Staat festgelegt . Auch innerhalb dieses Rahmens 

haben die Universitäten nur sehr geringe Möglichkeiten, i hre 

Studenten selbst ausz uwä hlen . Im Fachbereich 

"Wirtschaftswissenschaften" der Universität­

Gesamthochschule-Sicgen besteht eine solche Vollmacht gar 

nicht. 

In Brit isch-Kolumbien hat der Board of Governors die 

Vollmacht, die Studiengebühren und die Höchstgrenze der 

Studentenzahl festzul egen , diese letztere mit Zust immung des 

Senates (§ 27 , Buchstaben l u nd p UA). An der UBC ware n die 

Einnahmen aus Studiengebühren für das Haushaltsjahr 1989/90 

• 

• 
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auf 49.018 Mio. Can . Dollar ve ranschlagt 119 , 6% des Gene r al 

Purpose Operat ing Fund von 250 .1 98 ~io Can Dollar; Quelle: 
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U~IVERSITY OF DRIT ISH COLU~BIA 19891, an der SFU betrugen 

s i e für das Jahr 1988/89 19.372 ~io Can Dol lar (1 2 ,0% von 

16 1 .175 ~io Can Dollar der Einnahmen für Detriebszwec ke ; 

QUELLE : SIMOK FRASER UNIVERSITY 1989), stellten also ke i ne 

zu vernachlässigende Größe dar. Es gehört zu den 

unangenehmsten Aufgaben der Präs identen, in regelmäßigen 

Abständen Erhöhungen der Studiengebühren vorzuschlagen, weil 

die Studenten dann eine große Kampagne gegen die Steigerung 

und gegen die Studiengebühren überhaupt entfachen . Wichtig 

für unseren Zusammenhang ist , daß die Prov i n zregierung s i ch 

i n diese Auseinandersetzungen nicht einmischt, so ndern, wie 

es dem Gese tz entspricht , sie a ls eine Ange l ege nheit 

a nsie h t , welche die Univers ität entscheiden muB. 

Die Uberlegungen über die Höchstzahl der Studenten gehe n von 

den einzelnen Depar t me nts aus : Die Anzahl der Profes soren 

bestimmt nach Betreuungs- und Prüfungsauf~and die maximale 

Studentenzahl ; im Oepartment of Economics der UBC, zu dem 

ich die meisten Kontakte hatte, ...-erden dabei sehr 

unterschiedlic he Studenten/Professoren- Relat ionen für das 

Unde c·graduate-St.ud i um eine rseits, andererseits für das 

Graduate-Studium f estgelegt; dies gilt aber auch fü r andere 

Studiengänge. Deide in Br itisch~Kolumbien unters uc h ten 

Universitäten stell e n, nach Studiengängen d iffere nzie rt, 

a uch Mindestanforderungen a n die i ntellektuellen Fähigkeiten 

der Studienbewerber, die sie durch die Noten besLimmter 

Fächer des High School-Abschlusses messen . Oie Festlegung 

dieser Anforderungen geht ebenfalls von den einzelnen 

Departments aus, ...-ird aber, wie die maximalen 

Studentenzahlen, mit Dekan und Senat in einem längerem 

Prozeß ausgehandelt . Was die Studentenzahlen an~eht , 

versucht die Provinzregie rung, obwohl sie formal keine 

Zus tändigkeite n besitz t, die Entsche i dungen zu beeinfl usse n, 

indem sie den ün'ivers.ltäten Mittel i. n Auss icht s l,e llt, d ie 
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sie für die Kapaz itätsausweitung bestimmter Fächer gebunden 

hat. Oie Un iversitäten haben z war die Fre iheit, solche 

Mittel nicht anzunehmen, praktisc h ist das aber wegen des 

sozialen Druckes kaum mögllc h. Viele meiner Interv iewpa rtner 

haben starke Besorgni s darübe r geäußert, daß durch diese 

Zweckbindung die Unabhängigkeit der Universi täten zerstört 

werde. Diese Gefahr besteht sicher; die Peitsche der 

Studentenzuweisungen, die in Deutschland von den 

Kissenschaftsminis terien geschwungen wird, scheint mir 

jedoch viel schmerzhafter zu sein als das Zuckerbrot 

zusätzlicher zweckgebundener Mittel, das die 

Provinzregierung v()n Britisch-Kolumbien verteilt. 

3 . 5 Dle Einrich tung von Studiengängen und die A11fstellung 

von Prü fungsordnungen 

Ober die Einrichtung von Studiengängen bestimmt der 

University Act von Britisch-Kolumbien: 

the senate ... "has power ... lil to recommend to the 
board the establ ishmont or discontinuance of any ... 
course of instruction ... '' 1§ 36 CA) . 

Eine exakte Vorschrift, wie der Board mi t der Empfehlung des 

Senates verfahren muß, findet s i c h i m Gesetz nicht; aus der 

Vollmacht des Board s , über die Errichtung von Fakultäten und 

Departments mit Zust i mmung des Senates und des Universities 

Council zu beschließen !§ 27 UA Budokst. i) darf man wohl 

ableiten, daß der Board die letzte Entscheidung hal und daß 

das ~finisterium, da es nicht ausdrücklich erwähnt ist, nicht 

gefragt zu werden braucht. Genau so ist ein konkreter 

Entsche idungsproze ß , über den mir berichtet worden ist (s. 

weiter unten}, auch abgelaufen . 

In Nordr hein- Westfalen bestimm t das Hochschulgesetz: 

• 

• 
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"(2) Der Genehmi gung [des Ministers für Wissenschaft und 
Forschung ] bedürfen ferner .. . 

2. die Einführung, Änderung und Aufhebung von 
Studiengängen ... " (§ 108 WissHG Abs . 2). 
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In einem neuen Studiengang darf der Betrieb erst aufgenommen 

we r den , wenn eine entsprechende Prüfungsordnung genehmigt 

oder erlasse n is t (§ 83 Abs.4 WissHG) ; § 108 Abs . 1 WissHG 

bestimmt (in Verbindung mit§ 91 Abs.1 ) ausdrücklich, daß 

Prüf~ngsordnungen der Genehmigung des Mini sters bedürfen . 

Auch in der Vorschr iften über die Errichtung von 

Studiengä ngen ze igen also die beiden Gesetze i hre 

charakteristischen Unters ch i ed e : In No rdrhe i n-We stfalen alle 

Macht dem Ministerium, aber den Hochschulen alle Macht i n 

Br i tlsch-Kolumbi en; diese Vorsc hriften haben in beide n 

Lindern auc h Realgeltung erlangt . 

An der Un i vers i tät.- Gesamthochschule-S iege n konnte ich die 

Err ichtung z weie r neue r Studiengänga a us der Nähe · 

beobachten; d ie Entscheidungsprozesse lie f e n ä hnlic h ab, so 

daß e s a usre i cht , über e ine n zu berichten, den Studiengang 

für Diplom-Wirtschaftsingenieure. Er ist eine geme i nsame 

V~ ranstaltung der Fachbere iche für Maschinenbau und für 

Wirtsch·aftswissenschaften; di e Initiative zu seiner 

Errichtung ging von den Professoren der 

Ingenieurwissen schaften aus, die den Professo ren der 

Wirtschaftswissenschaften z uers t informell , dann aber - auch 

formell von Fachbereichsrat zu Fachbereichsrat e inen 

entsprechenden Vorschlag unterbr eiteten. Noch bevor aber die 

Ini t ianten des Fachbereichs Maschinenbau den notwendigen 

Pa rtner i n der Hochschule, dii Wi rtschaftsw i sse nschaf tler , 

zu gew in~en s~chte n, nahmen sie Konta kt mit dem Mi n i sterium, 

konkre t: dem zuständ igen Re g io nalrefe r e nte n , auf , um dessen 

Zustimmung z u er langen . Mit dem Einverständnis des 

Ministeriums wurden auch gleich dess en Auf lagen erte i lt : 
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Kein zusätzliches Personal für den neuen Studiengang, 

Anlehnung der Prüfungsordnung, damit der Studienordnung und 

damit der Studieninhalte an ande rswo bestehende Studiengänge 

der gleichen Art . Die Prüfungsordnung wurde von einer 

Ko mm ission der beiden Fachbereiche formul iert, wobei die 

Mitglieder sich von vornherein i nnerhalb der vom ~ini stcri um 

gezoge nen Grenzen bewegten . Nachdem die Prüfungsordnung, 

beschlossen von beiden Fachbereichsräten und dem Senat, dem 

Ministerium zur Genehmigung ,·orgelegt worden war, kam sie 

mit e i ner Fülle handschriftlicher Änderungen zurück, die 

vorzunehmen seien und die vorgenommen wurden. 

Zusammenfassung: Das Ministerium übt die Macht, die lhm das· 

Hoc hschulgesetz zuweist, voll aus ; die Universität gerät in 

die Rolle eines Erfüllung sgehilfen. 

In Kanada ber ichtete mir der langjährige, aber vor kurzem 

zurückgetretene Dekan der Faculty of Arts an der Universlty 

of British Columbia über die gelungene Transformierung der 

"School of Hom·e Economics" in die "School of Family and 

~utrional Sciences": Die alte School habe Lehrer für lligh 

Schools ausgebildet, die Hauswirtschaftslehre 

unterrichteten . D~ die High Sc hools solche Lehrer nicht mehr 

einges tellt hä tten, sei die Sc hool in Gefahr geraten, 

aufge löst zu wer den, was an den meis ten kanadischen 

Universitäten auch passiert sei . An der CBC dagegen habe e r, 

der Dekan , einen neuen Direktor gewonnen (der bisherige 

hätte glücklicherweise gerade die Pensionierungsgrenze 

erreicht), der mit ihm zusammen , durch die allmähliche 

Ersetzung der ausscheidenden Professoren, ein neues Programm 

realisiert habe: Ausbildung für Krankenschwestern und für 

entsprechende Fachleute i n der öffentlichen Verwaltung. 

Diese Transformi erung sei in ständigem Kontak t mit dem 

Präside nten und dem Vizepräsidente n für akademi sche 

Angelege nheiten durchgesetzt worden; der Board of Governors 

habe wie immer den Vorsc hlägen des Präs identen z ugestimmt, 

da:o Ministerium se i i n ' die Angelegen.heit ni cht involviert • 

; 
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worde n. Zusa mmenfassung : Dekan und Präsident sowie 

Vizepräs ide n t treffen in gegenseitiger Abstimmung die 

Entscheidungen llber Studie ngänge und deren Programm; 

kei ne swegs werden sie z u Erfüllungsgehilfe n ei ner 

auße nstehenden Ministerialbürokratie. 

3 . 6 Aufstellung und Vollzug des Haushaltes 
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Der Haushalt der Siegener Universität ist, wie in Absatz 2 . 3 

bereits erwähnt, vollständig Bestandteil des Haushaltes des 

Landes Kordrhein-Westfalen, weil die Universität keine 

Einnahmen u nd dam it auch kei ne Ausgaben al s sclständige 

Körperschaft des öffentlichen Rechtes hat. Ihre Ausgaben 

waren für das Jahc· 1988 o hne Gebäudeinvestitionen a uf 

107.718 Mio. DM ve ranschlagt (Haushaltsplan de s Landes, 

Kapital 06.24 0) . 0ie Ei nnahmen der ~nive rsität setzen sich 

nach diesem Pl an zusammen aus Drittmitteln für Forsch ung in 

Höhe von 8.181 ~io . DM (7,59% der oben angeführten 

Ausgaben ), 0,23 Mio . DM (0,21%) sonstige Einnahmen, der Rest 

von 99,31 Hio. DH (92,19%) besteh t aus Zuweisungen des 

Landes . Oie Hochschule ist an dieser Zuweisung insofern 

beteilig t, als sie i hre n Finanzbedarf im 

Wissenschaftsministerium a nmeldet (der Kanzler als 

Beauftragter fUr de n Ha u s halt ist dafllr veran t wortl i c h) und 

fllr eine mög lichst hohe Serllcksichtigung kämpf t , die 

Entscheidungen we rden jedoch in der ~ini sterialbürokrat ie 

und im Landesparlament ge~roffen. Die Zuweisungen erfbl gen 

zweckbestimmt . 

Bei dem weitaus größten Teil der Ausgaben hat die Hochschule 

keinerlei Entscheidungsspielraum: Die Personalausgaben (fllr 

Beamte, Angestellte, Arbei ter, Lehrvergütungen und 

ä hnliches ) in Hö he von 77 ,8 6 Mio. DM (72 ,28% der Ausgabe n) 

werden nicht von der lloc hsc hule festgeleg t , müssen 

a usgezahlt werde n und we rden ausgezahl t vom Landesamt für 
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Besoldung, einer zentralen Dehörde des Landes Nordrhcin­

Westfalen . Auch die sächlichen Verwaltungsausgaben (7,66 

Mi o . DM, 7,11% , davon 6 , 37 Mio . DM für die Bewirtsc haftung 

vo n Grundstücken, Gebäuden und Räumen) dürften we itge he nd 

durch Sachzwänge f estgelegt sein . Gewisse 

En tscheidungsspielräume hat die Universi tät bei den Ausgaben 

für Lehre und Forschun~ [9,515 Mio. DM, 8,83%) und den 

Bibliotheksausgaben (3,331 Mio DM, 3,09%), nämlich bei der 

Verteilun~ dieser Mittel über die Fachbereiche. Bei den 

Forschungsausgaben allerdings sind die Mittel zwingend (ohne 

Ubertragungsmöglichkeit) eingeteilt in Personalausgaben für 

wissenschaftlic he und studentische Hilfskräfte (4,154 Mio. 

DM, i3,66% der betreffenden Gruppe), Geräte (3, 898 Mio DM, 

40 , 97%) , Sonstige sächliche Ausgaben, wie Kop ie rkosten 

{1,295 Mio. DM, 13,61%); der geri nge Rest wird für vor allem 

ra r Re isekosten verwandt . Die Mittel werden vom Rektorat 

ve1·teilt; d ie Personalmittel sind zu einem nicht geringen 

Teil durch Berufungszusagen festgelegt; die nicht 

festgelegten Teile werden, wie auch die sächlichen Ausgaben, 

nach einem festen Schlüssel über die Fachbereiche verteilt. 

Die Mittel für die Geräte gehen zum ganz überwiegenden Teil, 

und das ist sicher von der Minister ialbürokratie so gewollt, 

an die naturwissenschaftl ichen und technischen Fachbereiche . 

Typisc her Bedarf der Sozialwissenschaften für empirisc he 

Forschung, wie e t wa die Bezahl ung von Umfragen, kann nicht 

bedient werden, we i l e r im Haushaltsplan nicht vorgesehen 

ist . Insgesamt gesehen ist der geringe 

Entscheidungsspielraum, den die Haushaltsvorschriften der 

Vniversität bei den Ausgaben für Lehre und Forschung 

immerhin las sen , durch Verkrustungen innerhalb der 

llochschule weiter eingeschränkt . Dasselbe kann auch von der 

Verteilung der Bibli otheksmittel gesagt werden: Die 

Fachbereiche erhalten sie nach e inem Schlüssel, den zu 

ä ndern praktisch unmöglic h ist, weil diejen igen, die von ihm 

profit i eren (vor allem di e Natu r - und Technikwissenschaften ) 

innerhalb der Hochsc hule eine unüberwindliche Koalition 

' 

•. 



' 

f 

' 

darstel len. Die Drittmittel für Fo rsc hung werden von der 

Un i versi t ä t nur ve r walLet ; d i e Entscheidungen Uber s ie 

werde n von de n Begü nstig t e n ge troffen, wobei d iese sich 

natürl i ch a n die Vergabeaufl agen halten mllsse n, s o n s t a be r 

Ent s cheidung smög l i c hkei t e n haben, wie sie de n Pr ofe ssoren 

be i ke ine m a ndere n Ha us ha lt s teil zukommen . 

-12 

Der Haushal t der beiden ka nadischen Univer sitäten ist, wie 

in Abs chnitt 2 . 3 ebenfalls berei t s e r wähnt, eine 

Ange l e ge nhei t dieser Institut ionen, we il ihre Eigenschaft 

als una bhä ngige Körperscha f t von der Gesetzgebung u nd auch 

von der Praxis nic h t a usgehö hlt wo r den i s t . Die Ausgaben de r 

Cn iversi ty of Bri tis h Co lumbia für da s akade mische Jahr 

1989/90 (ohne Gebäudei nve st i tione n) s i nd auf 278 , 906 Mi o . 

kanadische Do llar pro j e ktie rt, e benso di e Einna hme n (Quelle: 

UBC 1989; der Ha u s ha l t der Simo n Frase r University schloß 

für das J a hr vo m 1 . 4 . 1988 bis 31.3. 1989 mi t 158 , 45 7 Mio. 

kanad i schen Dolla r Ausgabe n a b ( SFU 1989 ) . Von den 

proj e kt iert e n Einnahmen erhält die . UBC 77,09% , die SFU 

56,7~% von der Provinzregie r ung (die Unterschiede sind vor 

allem dadurch bedingt , daß Drittmitt el für Forschung bei den 

Zahlen fü r die CBC nicht , wohl a ber bei der SFU 

be rüc ksic ht igt sind . Dis auf die Drittmittel für Fo r s chung 

s ind d i e E inna hme n n ic h t z we c kgebu nden , die Un ivers ität 

e ntsc heidet s el bst übe r s i e . Der Schwerpunkt a lle r 

Haushaltsentsc heidungen, s o woh l, was die Einna hme n al s a uc h, 

wa s die Ausgaben betrifft , liegt beim Pr äside nten der 

Universität und seiner Verwaltung : Der Präsident hat iich 

bei de r Pr ovin zregierung um die j ährlichen Mittelzuwei s ungen 

zu bemühen (die Präsiden ten der dre i Universitäten von 

Br itisch - Kolumbien spr echen sich s e it einigen Jahren vorher 

ab , um n icht gegeneinande r a g i eren zu müs s en); der Pr ä s ide n t 

i st d i e entschei dende Figur be i der Festlegung der 

St udi e ngebüh r en (s . dazu auc h weiter vorn Abschn i tt 3 . 4) ; 

vor al lem der Prä s i de n t hat sich um Spe nde n für die 

Un ivers ität zu be mühe n; d i e Personalausgabe n , der weit a us 
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größte Ausgabenposten, werden durc h Verhandl ungen zwi schen 

der Gewerkschaft und der Universität, vertreten durch den 

Präsidenten, bestimmt (s . weiter vorn 3.3!; die Einrichtung 

neuer Professorenstelle n und die Aushandlung des 

Anfanggehal tes bedürfen der Zustimmung des Präsidenten ( s. 

wei ter vorn 3 . 2) ; be i Mittelkürzungen, mit denen die 

Universi täten von Britisch-Kolumbi e n im letzte n Jahrzehnt 

öfte r konfrontiert waren, bestimmt der Präs ident, wo die 

notwendigen Einsparungen vorzunehmen sind, häufig werden 

Teilzeitverträge mit beschränkter Dauer nicht verlängert {s. 

weiter vorn 3 . 1). Die Dekane der Fakultäten haben bei diesen 

Entscheidungsprozessen e ine beschränkte 

Einwi rkungsmöglichke it; die einezelnen Professoren so gut 

wie gar keine . 

Verglei chen wir die deutsche mit den kanadisc he n 

Hochschulen, so können wir feststellen, daß in beiden 

Systemen die Haushaltsentscheidungen, sowohl die Einnahmen 

als auch die Ausgaben betreffend, stark zentralisiert sind 

{die wichtigste Ausnahme bilden Ln beiden Ländern die 

Drittmi ttel für Forschung}. De nnoc h exi stiert ein gewaltiger 

Unterschied zwischen Britisch-Kol umbien und Nordrhe in­

Westfalen: Hier sind die Entscheidungen beim Minister für 

Wissenschaft und Forschung konzentriert, dem gleichzeitig 15 

Universitäten unterstehen, dort beim Präsidenten der 

jeweiligen Unive rsi t ät. Es liegt nahe zu vermuten, daß der 

jeweilige Präsident die Interesse n s einer Universitä t 

vertri t t , das heißt , sich in . Wettbewerb mit den ander~n 

Universi täten beg ibt, während das zentrale Min isteri um in 

~ordrhein-Westfalen Unterschiede und We ttbewerb zwischen den 

Universitäten unterdrückt. 

4 Der Ei nfluß der gesetzlichen Rege lungen und der 

En tsche i dungssss prozesse auf die Leistung der 

Universitäten 

• 
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Die Überschrift dieses Kapitels könnte die Vermutung 

erzeugen , ich wollte in ihm versuchen, Untersch iede in der 

Leistung der untersuchten drei Universi täten auf 

Unterschiede der Entscheidungsprozesse und der gesetzlichen 

Rahmen, in denen j ene ablaufen, zurückzu führen . Di es ist 

jedoc h weder sinnvoll noc h möglic h. Sinnvoll ist es nicht, 

weil die Le \st ung einer Un iversität außer vo n den beiden 

genannten Faktoren noch von einer Viel zahl a nderer abhän gt, 

die ich nich t erfaßt habe und n icht erfassen konnte ; die 

Fähigkeiten, die Begabung, die Arbeits freude de r Professore n 

und des übrigen wissenschaftlichen Personals ebens o wie d~r 

Studen ten dürf ten unter diese n Faktoren besonders wichtig 

s e in. ~ögl ich ist es j e doc h auch nicht, 

Leistungsunterschiede de r drei Universitä ten {womi t auch 

immer) zu e rklären, weil ich die Leistung der ~niversitäten 

nicht gemessen habe (es sei dahingestellt, ob solc~ ein 

Unternehmen überhaupt Erfolg haben könnte). Es bleibt mir 

deshalb nur übrig, ausgehend von als bewährt angesehenen 

Hypo thesen übe r den Ein fluß vo n Eigenschaften der 

Entscheidungsprozesse und des Ve rfassungsrahmens auf die 

Lei stung von Organisat ionen , zu prüfen, ob diese 

Eigenschaften den drei Un iversitäten in unterschiedlicher 

Weise zukommen. Die Hypothese, von der ich ausgehe und die 

im ersten Kapitel bereits skizziert worden ist, lautet, daß 

di e Konkurrenz zwischen Organisationen deren Leistung 

steigert . 

Dami t diese Wirkung eintreten kann, müssen verschiednene 

Bedingunge n e rfül lt sein : 

1) Es muß eine Konkurrenzsituation zwischen den 

Organisationen bestehen. 

2) Die Organisationen müs sen imstande se i n, se lbständig 

miteinander i n Wettbewerb zu treten; d ieser Wettbewerb muß 
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mit Hilfe der Leis tung a usgetragen werden, derentwillen die 

Organisation exist iert . 

3) Die vom Wettbewerb erhofften Vortei le müssen der 

Organ isation und, in einer indiv idualist isc hen Gese ll sc haft , 

den Personen zugute kommen, die die Mühen des Wettbewerbs 

auf sich nehmen. 

Zur ersten Bedingung: Zwischen den L"niversitäten der 

betrachteten Länder besteht sicherlich Wettbewerb in 

Hinsicht auf die knappen Landesmittel, i n Hinsicht auf 

wissenschaf tliches Perso nal und in Hinsicht auf die 

Forschungsmittel Dritte r; Ln Nordrhe i n-Westfalen beste ht 

zwischen de n Universitäte n zur Zei t kein Wettbewerb um 

Studenten, weder , was i hre Zahl noch etwa ihre Qual itä t 

angeht, i n Brit isch-Kolumbi en dagegen besteht Wettbewed> um 

dLe besten Studenten i n der Agglomeration von Vancouver . 

Zwischen Universitätsprofessoren besteht generell Wettbewerb 

um Ansehen und Einfluß. 

Zur z„·ei ten Bedingung: Um die knappen Landesmittel 

konkurrieren die Universitäten in erster Li nie durch 

Verhandlungen mit der ~in iste rialbilrokratie und viellcichl 

mit Parlamentsabgeordneten . Insowe i t als das 

Ve rhandl ungse rgebnis vom Geschick der Verhandlungsführer 

abhängt ( und das dürfte der Fall sein, wenn das Aus maß auc h 

unbe kannt ist}, wird es nic ht durch die Leis tung der 

Universität in Forschung und Lehre bestimmt. Nur wenrr 

eigenbestimmte Forschung und Lehre der Universität als 

wirksame Argumente in die Verhandlungen eingehen, wird der 

Wettbewe rb zwi schen den Universitäten durch ihre Leistung 

ausgetragen . In Kordrhein-Westfalen ist die Lehre - vor 

allem , was die Anzahl der Studenten angeht - we itgehend 

durch das Min is terium festgelegt, die Uni versitäte n können 

mit i hrer Hi lfe also nicht um die knappen Mitte l 

konku rrie r e n; dies ist j e doc h den Universitäten in Dritsch-

• 
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Kolumbien möglich, da sie ihre Studentenzahlen selber 

bestimmen. Qualitätsdiffere nzierungen der Lehre (etwa: eine 

Eliteuniversi tät in Nordrhein-Westfalen, einige von 

durchsc hnittlicher Qualität) sind i n Wes t d eutschland 

verpönt ; ob sie in Britisch-Kolumbien als Argume nte i n 

Verhandlungen mit der Provinzregierung eine Rolle spiel en, 

konnte ich nicht in Erfahrung bringen. 
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Die Qualität der Forschung wird in Nordrhein-We stfal en bei 

den Verhandlungen mit dem Ministerium durchaus genannt, etwa 

wenn es darum geht, Mittel von der Landesregierung für die 

Er richtung eines Sonderforschungsbereiches der OeuLschen 

Forschungsgeme inschaft z u erhal t en; in Briti sch-Ko lumbien 

ist die Qualität der Forschung ein wichtiges Argumen t beim 

Wet tbewerb um knappe Mi tte l der Prov inzregierung. Auc h bei 

de r Konkurrenz um Drittmi ttel für Forschung wird de ren 

Qualität als Zuteilungskriterium immer wieder hervorgehoben . 

Können die Universitäten die Qualität der Forschung 

selbständig bestimmen, und kann die Qualität zuverlässig 

gemessen werden? Di e Messung ist sicher außerordentlich 

schwierig; vermutlich wird sie häufig durch Vorurteile und 

Sei lschaften zwischen Beurteile rn und Beurteilten besti mmt, 

sowohl in Kanada als nuc h in Deutschland; dennoch muß man 

die Beurteilungen mangels besserer Methode n wohl 

akzeptieren. Die Qualität der Forschung hä ngt ei ne r»e.lts von 

der Qualität der Forscher ab - auf diese haben die 

untersuchten Universitäten durch ihr Aus wahlrecht Einfluß -

andererseits von den äußeren Bedingungen. In Kanada können 

die Universitäten diese weitgehend selber bestimmen, i. n 

Deutschland nicht. Fassen wir zusammen: Der Wettbewerb um 

die knappen Mittel wird überwie.gend in Verhandlunge n mit der 

Ministerialbürokratie ausgetragen; die Lehre der Un i ~ers ität 

kann als selbstgestaltetes Verhandlungsargument i n 

Deutschland keine Rolle s pielen, weil s ie vom MinisLerium 

bestimme wird, wohl aber in Kanada. In beiden Lände rn können 

die Uni versi täteh die Forschung als Wettbewerbs ins1. n11nent 



einsetzten , wobei die Hand lungsspiel räume in Brttisch­

Kolumbi en größer sind als i n ~ordrhein-West falen . 
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Zur d r itten Bedingung: wenn im Wettbewerb um knappe Mittel 

eine Uni versität gegenüber den anderen einen Vorteil 

e rringt, kommt ihr di eser zugute . In Britisch-Kolumbien kann 

e r, wenn er durch Leistungen in der Forschung errunge n 

worden ist, a n d e n betreffenden Forscher insoweit 

weitergegebe n werden, als dessen Gehalt ste igt; a ber auch in 

Kanada werden die Gehaltsste igerungen kaum von Leistungen in 

der Lehre beeinflußt, so daß kaum e in Anreiz besteht, sich 

auf diesem Felde besonders auszuze ichnen. In Nordrhein­

We stfalen schlage n sich Erfolge im Wettbewerb um knappe 

Mi ttel , die durc h Fo rschungslels tungen errungen worden s ind, 

unmi ttel bar gar nicht im Gehalt des Leistungsträgers niede r 

(es sei denn, man wolle Berufungen als Belohnung für solche 

Leistungen ansehe n, was jedoch eher skeptisch zu beurteilen 

ist); er muß sich mit dem Ruhm begnügen, sofern er sich 

eins tellt, was natürlich keineswegs sicher ist .. 

Zwische nbila n z : Es zeigt sich also , daß die Bedingungen , 

durch Konkurrenz die Leis tung der Universitäte n z u stcige~n, 

i n Nordrhein-Westfalen sehr v iel ungünstiger ( man könnte 

auch sagen: praktisch nicht vorhanden) sind als in Brit isch­

Kolumbien . 

Was ist zu tun? Wenn man ln Deutschland durch Konkurrenz die 

Leis tung d er Unive rsitäten steigern wil l (und ich hatte dies 

für einen erfo l gve rspr echende n Weg ), dann zeigt de r 

Ve r g leich miL Britisch-Kolumbien, was selbst bei s taatl ichen 

~n iversi titen möglich und nötig ist : Di e Uni versitilen 

müsse n tatsächlich als Körperschaften des öffentlichen 

Rechts anerkannt und respektiert werden , so daß sie ihre 

Angelegenheiten in eigene r Verantwo rtung rege ln können . 

Hi erzu sind sicher umfangreic he Ände rungen des geltenden 

Rec hts notwendig ; unter anderem dürfte di e Besoldung der 
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Unive rsitätsangestellten, insbesonde~e _ der Professoren, 

nicht mehr nach dem Bundesbesoldungsgesetz für Beamte 

e rfolgen. Die wic ht igs t e fakti s c he Änderung müßte das 

Ministe r i um f ür Wlsse nsc haft und Forsc hung des Landes 

No r d rhei n- We s t f ale n bet reffe~ (und ic h habe keine Bede nken, 

diese Forderu ng auf simLliche a nde r en Ländern der 

Bundesrepublik auszudehnen) : Das Ministerium müßte drastisch 

verkleinert werden, so daß es nicht mehr imstande wä re, die 

Un ivpr.sitäten als nachgeordnete Behörden zu behandeln. Denn 

ein Ministerium der ~egenwärtigen Größe wird immer dazu 

tendieren , sich in die Angelegenheiten der ~niversitäten 

e inzumi schen (womit sol lten die Bediensteten sons t ihre Zeit 

verbring en?), und es wi rd damit Er folg haben, gleichgültig , 

was die Gese t ze bestimme n, we i l e s das Geld verte ilt . 
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Seit 1989 erschienene Diskussionsbeiträge: 
Discussion papers released as of 1989/1990 : 

1· 89 Klaus Schöler, Zollwirkungen in einem räumlichen Oligopol 

2· 89 Rüdiger Pethig, Trinkwasser und Gewässergüte. Ein Plädoyer 
für das Nutzerprinzip in der Wasserwirtschaft 

3· 89 Rüdiger Pethig, Calculus of Consent: A Game·theoretic Per· 
spective. Comment 

4· 89 Rüdiger Pethig, Problems of Irreversibility in the Control 
of Persistent Pollutants 

5·90 Klaus Schöler, On Credit Supply of PLS-Banks 

6-90 11.üdiger Pethig, Optimal Pollution Control, Irreversibili· 
ties, and the Value of Future Information 

7· 90 Klaus Schöler, A Note on "Price Variation in Spatial Mar· 
kets : The Case of Perfect ly Inelastic Demand" 

8·90 Jürgen Eichberger and lüdiger Pethig, Constitutional 
Choice of Rules 

9· 90 Axel A. Veber, European Economic and Monetary Union and 
Asymmetries and Adjustment Problems in the European Mone· 
tary System: Some Empirical Evidence 

10- 90 Axel A. Veber , The Credibility of Monetary Target An­
nouncement: An Empirical Evaluation 

11· 90 Axel A. Veber, Credibility, Reputation and the Conduct of 
Economic Policies Vithin the European Monetary System 

12· 90 11.üdiger Ostermann, Deviations from an Unidimensional Scale 
in the Unfolding alodel 

13· 90 Reiner Volff, Efficient Stationary Capital Accumulation 
Structures of a Biconvex Production Technology 
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